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EXECUTIVE SUMMARY 

 

Phªnomenologie 

Beschwerdef¿hrer, die im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg zwi-

schen 2012 und 2015 einen Misshandlungsvorwurf gegen Exekutivbeamte erhoben, 

lassen sich in der Hªlfte der Fªlle dem mªnnlichen Geschlecht zuordnen, weisen ein 

Alter von 18 bis 34 Jahren auf und verf¿gen ¿ber die ºsterreichische Staatsb¿rger-

schaft. 

Unmittelbarer Anlass f¿r das Einschreiten der in weiterer Folge einer Misshandlung 

beschuldigten Exekutivbeamten war mehrheitlich ein nach dem StGB strafrechtlich 

relevanter Sachverhalt oder eine Verwaltungs¿bertretung. Die polizeiliche Inter-

vention nach dem StGB fuÇte vorwiegend auf strafbaren Handlungen gegen Leib und 

Leben sowie auf Vermºgensdelikten. Bei Verwaltungs¿bertretungen waren regelmª-

Çig das SPG sowie das WLSG bzw. das S.LSG einschlªgig.  

Zum Zeitpunkt des Vorfalls stand mehr als die Hªlfte der Beschwerdef¿hrer unter dem 

Einfluss von Alkohol und/oder illegalen Drogen und/oder wies psychische Beein-

trªchtigungen auf. 

Den Exekutivbediensteten wurde ¿berwiegend der Einsatz von Kºrperkraft ï konkret 

das Versetzen von Schlªgen ï vorgeworfen.  

Mehr als die Hªlfte der Beschwerdef¿hrer wies nach der fraglichen Amtshandlung ve-

rifizierte (d.h. durch ªrztliche Begutachtung belegte) Verletzungen auf. Ein weiteres 

Viertel gab an, eine Verletzung von der mutmaÇlichen Misshandlung davon getragen 

zu haben, ohne jedoch ein ªrztliches Gutachten vorlegen zu kºnnen. In der Regel 

handelte es sich bei den (verifizierten wie nicht verifizierten) Verletzungen um Hautab-

sch¿rfungen, Hªmatome und Prellungen, d.h. um leichte Verletzungen. Demgegen-

¿ber wiesen die beschuldigten Exekutivbeamten regelmªÇig keine aus der fraglichen 

Amtshandlung herr¿hrende Verletzung auf.  

In der ¿berwiegenden Mehrzahl der Fªlle wurden die im Zustªndigkeitsbereich der StA 

Wien und Salzburg eingeleiteten strafrechtlichen Ermittlungsverfahren gegen be-

schuldigte Exekutivbeamte eingestellt. In sieben Fªllen erhob die StA Wien wªhrend 

der Dauer der Untersuchungsperiode Strafantrag an das Gericht.  



 

 

Festgestellte Problemfelder in der praktischen Handhabung und 
Empfehlungen 

24-Stunden-Regelung 

Die Verpflichtung der Kriminalpolizei, ¿ber Misshandlungsvorw¿rfe gegen¿ber Exeku-

tivbeamten binnen 24 Stunden an die StA zu berichten, bereitet in der praktischen 

Handhabung insbesondere deshalb Schwierigkeiten, weil die Anfallsberichte aufgrund 

der kurzen Frist, die f¿r erste Erhebungen zur Verf¿gung steht, hªufig wenig Substrat 

aufweisen und zeitgleich dennoch eine gewisse Arbeitsbelastung bedeuten, ohne sub-

stantiell zum Verfahren beizutragen. Dennoch besteht unbestrittenermaÇen ein Be-

d¿rfnis der StA, unverz¿glich durch die Kriminalpolizei entsprechend informiert zu wer-

den, insbesondere wenn es sich um brisante Vorkommnisse wie besonders schwere 

oder bereits medienwirksam gewordene Misshandlungsvorw¿rfe handelt. 

Empfehlung: Die 24-Stunden-Regelung zur Berichterstattung ist zu ¿berdenken. 

In Fªllen besonders schwerer oder bereits medienwirksam gewordener Miss-

handlungsvorw¿rfe sollte der StA weiterhin unverz¿glich berichtet werden m¿s-

sen, bei anderen Fªllen sollte eine gewisse Lockerung der Berichtsfrist ¿berlegt 

werden.  

F¿r eine solche Lockerung sind verschiedene Modelle denkbar: So kºnnten etwa 

diese brisanten Fªlle mit einer unverz¿glichen Berichterstattung verkn¿pft und 

sonst schlicht die 24-Stunden auf eine 48 oder maximal 72-Stunden-Frist ausge-

dehnt werden. Es wªre aber beispielsweise auch denkbar, eine R¿ckkoppelung 

an Ä 100 Abs. 2 Z. 1 StPO durchzuf¿hren und es bei der allgemeinen Verpflich-

tung zu belassen, dass sobald zu berichten ist, als die Kriminalpolizei Kenntnis 

vom Tatverdacht hat. Lediglich bei den brisanten Fªllen kºnnte der gesetzliche 

Begriff Ăsobaldñ prªzisiert werden durch Ăjedenfalls aber binnen 24 Stundenñ. 

Sensibilisierung hinsichtlich der Dokumentation von Kontakten zwischen Krimi-

nalpolizei und StA 

Im Zuge eines Experteninterviews stellte sich heraus, dass in MS-Verfahren mitunter 

reger (telefonischer) Kontakt zwischen der ermittelnden Kriminalpolizei und der zu-

stªndigen StA herrscht und dass dieser Kontakt offenbar in den meisten Fªllen gut 

funktioniert. In den untersuchten Akten fanden sich allerdings nur vereinzelt Hinweise 



 

 

auf solch umfassende Kontakte, obwohl sie als f¿r das Verfahren bedeutsame Vor-

gªnge eigentlich ï nicht zuletzt aus Gr¿nden der Nachvollziehbarkeit des Ermittlungs-

verfahrens ï nach Ä 95 StPO in einem Amtsvermerk festzuhalten wªren. 

Empfehlung: Sollte es sich bei der mangelnden Dokumentation um ein struktu-

relles Problem handeln, was anhand der durchgef¿hrten Untersuchung nicht ab-

schlieÇend beurteilt werden kann, empfiehlt sich sowohl von Seiten des BMI als 

auch von Seiten des BMJ neuerlich auf die Bedeutung der Dokumentation hin-

zuweisen und auf eine entsprechende Handhabung hinzuwirken.  

Sensibilisierung hinsichtlich der Kennzeichnung von MS-Verfahren bei der StA 

Es bestehen UnregelmªÇigkeiten bei der Vergabe von Kennungen f¿r Strafsachen ge-

gen Organe der Sicherheitsbehºrden aufgrund von Misshandlungsvorw¿rfen. Die ord-

nungsgemªÇe Setzung solcher Kennungen ist allerdings eine wesentliche Vorausset-

zung f¿r eine zuverlªssige Datengrundlage, nicht zuletzt f¿r nationale und internatio-

nale behºrdliche und mediale Anfragen. 

Empfehlung: Sollte es sich bei der fehlerhaften Vergabe von Kennungen um ein 

strukturelles Problem handeln, was anhand der durchgef¿hrten Untersuchung 

nicht abschlieÇend beurteilt werden kann, empfiehlt sich, neuerlich auf die Be-

deutung der Kennungsvergabe hinzuweisen und auf eine entsprechende Hand-

habung hinzuwirken. 

Doppelt gef¿hrte Verfahren 

Aufgrund der in verschiedenen Erlªssen vorgesehenen parallel laufenden Berichts-

pflichten kann es zur F¿hrung mehrerer Verfahren zum selben Sachverhalt kommen, 

was weder ressourcenschonend ist noch dem Vertrauen in den Rechtsstaat dient. 

Empfehlung: Zur Vermeidung von Doppelgleisigkeiten und damit einhergehend 

mºglicher Rechtsstaatsdefizite wird die diesbez¿gliche Harmonisierung der ein-

schlªgigen Erlªsse betreffend Zwangsmittelanwendung einerseits und Miss-

handlungsvorw¿rfe anderseits angeregt. 

Hautrºtungen 

In Bezug auf Hautrºtungen hat sich gezeigt, dass diese nicht umfassend dokumentiert 

werden. ¦berdies werden Hautrºtungen nach der aktuellen Erlasslage und mitunter 

auch in praktischen Ermittlungen generell nicht als Kºrperverletzung qualifiziert. Dies 



 

 

widerspricht der hºchstgerichtlichen Judikatur, die f¿r die Beurteilung einer Hautrºtung 

als Kºrperverletzung auf deren Dauer abstellt. Daf¿r wªre aber im ersten Schritt be-

reits eine entsprechende Dokumentation erforderlich. 

Empfehlung: Um der hºchstgerichtlichen Judikatur Rechnung zu tragen, sollten 

Hautrºtungen in den einschlªgigen Erlªssen ebenso wie in den praktischen Er-

mittlungen nicht kategorisch als Kºrperverletzung i.S.d. Ä 83 StGB ï oder als Hin-

weis auf ebendiese ï ausgeschlossen werden. Vielmehr ist in Erinnerung zu ru-

fen, dass es auf die Dauer der Hautrºtung (und damit verbunden nat¿rlich auf die 

entsprechende Dokumentation) ankommt. 

Reihenfolge der Vernehmung 

Nach den derzeit einschlªgigen Erlªssen ist die Reihenfolge der Vernehmung Ăgrund-

sªtzlichñ so zu gestalten, dass jeder Anschein einer bevorzugten Behandlung beschul-

digter Organe der Behºrden vermieden wird. Diese Formulierung ist mehrdeutig und 

kºnnte auch so verstanden werden, dass im Normalfall keine Bevorzugung stattzufin-

den hat, im Ausnahmefall aber schon. 

Empfehlung: Die Mºglichkeit einer nachteiligen ï von den Erlassgebern offen-

sichtlich nicht intendierten ï Interpretation sollte durch die Streichung des Wortes 

Ăgrundsªtzlichñ in den entsprechenden Erlassregelungen verhindert werden. Ein 

inhaltlicher Regelungsverlust ist dadurch nicht zu bef¿rchten. Denn ist eine an-

dere Reihenfolge der Vernehmungen aus sachlichen Gr¿nden geboten, liegt da-

rin ohnehin keine Bevorzugung des beschuldigten Organs, die man dann aus-

nahmsweise erlauben m¿sste, sondern ein sachgerechtes Vorgehen der ermit-

telnden Beamten. 
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I. Ausgangslage und Aufgabenstellung1 

Als Reaktion auf die zunehmende Kritik an der Vorgehensweise der Staatsanwalt-

schaften und der Kriminalpolizei der Republik ¥sterreich im Umgang mit Misshand-

lungsvorw¿rfen gegen Exekutivbeamte beauftragte das Bundesministerium f¿r Justiz 

unter dem damaligen Bundesminister Univ.-Prof. Dr. Wolfgang Brandstetter das ALES-

Austrian Center for Law Enforcement Sciences mit Werkvertrag vom 9. Februar 2017 

mit der Durchf¿hrung der ĂStudie ¿ber den Umgang mit Misshandlungsvorw¿rfen ge-

gen Exekutivbeamteñ. Nach Ä 1 des Werkvertrags umfasst dieser Auftrag folgende 

Leistungen: 

Ăa) Analyse der betreffenden Ermittlungsakten der Staatsanwaltschaften Wien 

und Salzburg (insgesamt 856 Akten) lt. der angeschlossenen Liste anhand be-

stimmter Kriterien (Tageszeit der Misshandlung, Nationalitªt und Geschlecht des 

Opfers, betroffene Polizeidienststelle, die Ursachen der Anzeige sowie der allfªl-

lige Zusammenhang zu einer vorangegangenen Amtshandlung, die Erschei-

nungsform des behaupteten oder tatsªchlichen Missbrauchs sowie der bisherige 

verfahrensmªÇigen Umgang mit der Anzeige, wie z.B. die Dauer bis zur ersten 

Vernehmung, die Art der Dokumentation des angezeigten Vorfalls, die Nutzung 

weiterer vorhandener Beweismittel und durch welche Behºrde die Vernehmung 

erfolgt ist). 

b) Bis zu zehn Experteninterviews, aufbauend auf den Ergebnissen der Ak-

tenanalyse nach Abstimmung mit der Auftraggeberin, mit dem Ziel, praktische 

Probleme der Ermittlung und Begr¿ndungen f¿r bestimmte bisherige Vorgehens-

weisen zu erheben. 

c) Zwei Workshops in Wien mit Vertreterinnen/Vertretern des BMJ und ï soweit 

mºglich ï des BMI, aufbauend auf den Ergebnissen der Aktenanalyse und der 

Experteninterviews nach Abstimmung mit der Auftraggeberin, bei denen die bis-

herigen Erkenntnisse der Studie vorgestellt sowie Schwachstellen analysiert und 

Verbesserungspotenziale ausgelotet werden sollen.ñ 

                                                      
1  Nicht zuletzt aus Gr¿nden der leichteren Lesbarkeit werden personenbezogene Ausdr¿cke in dieser Studie 

geschlechtsneutral f¿r Frauen und Mªnner verwendet. Wo es dem Aussagewert nach auf ein bestimmtes 

Geschlecht ankommt, wird ausdr¿cklich klargestellt, ob von Frauen oder Mªnnern die Rede ist. 
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Die vorliegende Studie verfolgt entsprechend der vertraglichen Aufgabenstellung in 

erster Linie das Ziel, Merkmale von Anzeigen zu identifizieren und eine Phªnomeno-

logie typischer Misshandlungsvorw¿rfe zu entwickeln, um eine effizientere Unterschei-

dung zwischen gerechtfertigten sowie ungerechtfertigten Vorw¿rfen gegen Exekutiv-

beamte zu ermºglichen. Sie umfasst zunªchst eine Aktenanalyse, in der sªmtliche 

staatsanwaltschaftliche Ermittlungsverfahren gegen Exekutivbeamte aufgrund von 

Misshandlungsvorw¿rfen im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg und Wien zwi-

schen 2012 und 2015 untersucht wurden. Die relevanten Akten wurden vom Auftrag-

geber ebenso zur Verf¿gung gestellt wie die derzeit geltenden sachbezogenen Er-

lªsse, nªmlich der Erlass des BMJ vom 6.11.2009 ¿ber Misshandlungsvorw¿rfe gegen 

Organe der Sicherheitsbehºrden und Strafvollzugsbediensteten; Sicherstellung einer 

objektiven und jeden Anschein der Voreingenommenheit ausschlieÇenden Verfahrens-

f¿hrung2, der Erlass des BMI vom 23.4.2010 ¿ber Misshandlungsvorw¿rfe, Dokumen-

tation, Sachverhaltserhebung, Meldungslegung an den Menschenrechtsbeirat; Orga-

nisation3 sowie der Erlass des BMJ vom 27.4.2010, mit dem der eben genannte Erlass 

des BMI bekannt gemacht wurde4. 

Im Projektzeitraum wurden weiters Expertengesprªche mit Vertretern des BMI, der StA 

Salzburg und Wien und der LPD Wien mit dem Ziel durchgef¿hrt, praktische Probleme 

aufzuzeigen, die sich bei den Ermittlungen und der Verfahrensf¿hrung herauskristalli-

sieren. Am 30.11.2017 erstatteten die Studienautoren dem Auftraggeber entsprechend 

Ä 2 des Werkvertrages einen schriftlichen Zwischenbericht ¿ber die wesentlichen Er-

gebnisse der Aktenanalyse und der bis zu diesem Zeitpunkt bereits durchgef¿hrten 

Experteninterviews. In einem abschlieÇenden Workshop am 15.1.2018, der auch die 

weiters gef¿hrten Experteninterviews ber¿cksichtigte, wurden die im Zuge der Studie 

gewonnenen Erkenntnisse ausgewªhlten vom Auftraggeber eingeladenen Vertretern 

des BMI und des BMJ vorgestellt, allfªllige Schwachstellen analysiert und Verbesse-

rungspotenziale ausgelotet. 

  

                                                      
2  BMJ-L880.014/0010-II 3/2009, Kapitel VI.F.5. 
3  BMI-OA 1000/0047-II/1b/2010, Kapitel VI.F.7. 
4  BMJ ïL880.014/0012-II 3/2010, Kapitel VI.6. 
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II. Methodik der Studie 

Die vorliegende Studie arbeitete im Sinne eines Mixed-Methods-Ansatzes mit quanti-

tativen sowie qualitativen Methoden der empirischen Sozialforschung. Neben einer 

quantitativen Dokumentenanalyse gelangten vertiefend qualitative Interviews zur An-

wendung.  

Das Kernst¿ck der Studie bildete die Analyse der seitens des BMJ zur Verf¿gung ge-

stellten staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakten anhand vorab entwickelter ï und im 

Zuge der Untersuchung verfeinerter ï Erhebungskriterien5. Diese orientierten sich an 

den vertraglich vereinbarten Vorgaben sowie an der im Auftrag des fr¿heren Men-

schenrechtsbeirates im BMI erstellten Studie: ĂDie Polizei als Tªter ï Eine Analyse des 

Umgangs staatlicher Institutionen mit Misshandlungsvorw¿rfenñ6. Die Datenerhebung 

erfolgte am Sitz der StA Wien in den Monaten April 2017 bis September 2017 durch 

Mitglieder des Projektteams. F¿r die anschlieÇende quantitative Datenauswertung 

wurde auf die Analyse- und Statistiksoftware Statistical Package of the Social Sciences 

zur¿ckgegriffen.  

In Ergªnzung hierzu f¿hrte das Projektteam in den Monaten Oktober 2017 bis Jªnner 

2018 sechs qualitative Leitfadeninterviews mit Experten des BMI, mit Vertretern der 

StA Wien und Salzburg sowie der LPD Wien (Referat Einsatztraining, Referat Beson-

dere Ermittlungen sowie Polizeiamtsªrztlicher Dienst) durch. Die Entwicklung der hier-

f¿r herangezogenen qualitativen Interviewleitfªden7 basierte auf Analysen der Erlass-

grundlagen sowie ersten Ergebnissen der statistischen Auswertung. Das Hauptaugen-

merk richtete sich zunªchst auf die im Umgang mit Misshandlungsvorw¿rfen gewon-

nenen Erfahrungen und Eindr¿cken der befragten Personen. Vertiefende Fragen kon-

zentrierten sich auf die Konfrontation der Erkenntnisse aus der Aktenanalyse mit dem 

Praxiswissen der Experten. Die interpretative Auswertung der per Audiogerªt aufge-

nommenen und transkribierten Interviews erfolgte anhand der qualitativen Inhaltsana-

lyse nach Mayring8. 

  

                                                      
5  Erhebungskriterien, Kapitel VI.C. 
6  Menschenrechtsbeirat im Bundesministerium f¿r Inneres (Hg.): Die Polizei als Tªter? Eine Analyse des 

Umgangs staatlicher Institutionen mit Misshandlungsvorw¿rfen, Wien/Graz 2007. 
7  Interviewleitfaden, Kapitel VI.E. 
8  Mayring, Qualitative Inhaltsanalyse: Grundlagen und Techniken12 (2015). 
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III. Quantitative Datenanalyse 

A. Beschreibung des Aktenmaterials 

Basierend auf der Auswertung von rund 1.500 Anfªllen nach den ÄÄ 83 i.V.m 313 und 

Ä 312 StGB9 in den Jahren 2012 bis 2015 identifizierten die StA Wien und Salzburg im 

Auftrag des BMJ 861 staatsanwaltschaftliche Ermittlungsakten (144 Akten der StA 

Salzburg, 717 Akten der StA Wien), welche Misshandlungsvorw¿rfe gegen¿ber Orga-

nen der Sicherheitsbehºrden beinhalteten (sog. MS-Akten10) und als empirische 

Grundlage der Aktenstudie dienen sollten.  

Am Sitz der StA Wien wurden alle 905 staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakten be-

reitgestellt, welche vom Projektteam anhand der vorab entwickelten Erhebungskrite-

rien11 bearbeitet wurden.12 Eine Nacherhebung erlaubte die Einsichtnahme in weitere 

10 Ermittlungsakten. Das Eintreffen der ¿brigen 11 ï gemªÇ dem Auftrag des BMJ zu 

analysierenden Akten ï konnte zeitbedingt nicht abgewartet werden.13  

Im Zuge der Datenbereinigung erfolgte, neben der Korrektur offensichtlich inkorrekt 

erhobener Daten, die Exklusion von Akten bzw. Aktenteilen, welche den Anforderun-

gen der beauftragten Studie nicht entsprachen. Daher wurden 62 Ermittlungsakten 

ausgeklammert, die Misshandlungsvorw¿rfe gegen¿ber Justizwachebeamten behan-

delten.14 Aus der statistischen Analyse ebenfalls ausgenommen wurden drei Verfah-

rensakten mit Auslandsbezug, die Misshandlungsvorw¿rfe gegen Exekutivbeamte an-

derer Staaten zum Gegenstand hatten15, f¿nf Ermittlungsakten mit irrt¿mlicher MS-

Kennung16 sowie drei staatsanwaltschaftliche Ermittlungsakten betreffend polizeiin-

terne Misshandlungsvorw¿rfe17.  

                                                      
9  Auswertung Verfahrensautomation Justiz, Kapitel VI.A. 
10  Die MS-Kennung bei der StA dient der Kennzeichnung von Strafsachen gegen Organe der Sicherheitsbehºrden 

aufgrund von Misshandlungsvorw¿rfen. 
11  Erhebungskriterien, Kapitel VI. C. 
12  Die Diskrepanz zwischen der Anzahl der bereitgestellten Ermittlungsakten und der f¿r die Studie vorgesehenen 

Akten erklªrt sich u.a. aus der irrt¿mlichen ¦bersendung zusªtzlicher Akten betreffend Misshandlungsvorw¿rfe 

gegen¿ber Justizbeamten. Diese werden von den StA mit der Kennung MJB versehen. 
13  Als Frist f¿r den Abschluss der Datenerhebung und den Beginn der Datenbereinigung und -codierung diente 

der 31. September 2017. Eine Auflistung der nicht in die Datenerhebung miteinflieÇen Akten findet sich im 

Anhang, Kapitel VI.B. Nicht erhobene Akten.  
14  MJB-Akten, Kapitel VI.D.1. 
15  Verfahren mit Auslandsbezug, Kapitel VI.D.2. 
16  Akten mit falscher MS-Kennung, Kapitel VI.D.4. 
17  Polizeiinterne MS-Akten, Kapitel VI.D.6. 
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Unber¿cksichtigt blieben weitere acht Verfahrensakten, die nach ÄÄ 26, 28 StPO un-

verz¿glich an die StA Linz, St. Pºlten, Krems, Graz, Eisenstadt und Klosterneuburg 

abgetreten wurden.18 In 17 Fªllen lieÇen sich Ermittlungsakten identifizieren, die un-

abhªngig voneinander identische Misshandlungsvorw¿rfe behandelten: In 10 Fªllen19 

fand die Behandlung der identischen Sachverhalte anhand zweier getrennt gef¿hrter 

staatsanwaltschaftlicher Ermittlungsakten mit identer Aktenkennzahl, in sieben Fªl-

len20 unter abweichender Aktenkennzahl statt. Die entsprechenden Sachverhalte flos-

sen jeweils nur einmal in die statistische Auswertung mit ein. 

Die in drei Fªllen21 aus verfahrensºkonomischen Gr¿nden vorgenommene (teilweise) 

Trennung von Ermittlungsverfahren unter Bildung eines neuen Ermittlungsaktes (Ä 27 

StPO) wurde ebenfalls jeweils nur einmal in der Auswertung ber¿cksichtigt. Ein aus 

dem Ermittlungsakt 27 St 185/15t22 nicht mehr zu rekonstruierender Sachverhalt blieb 

neben f¿nf Vorw¿rfen betreffend Amtsmissbrauch23 ebenfalls aus der quantitativen Da-

tenanalyse ausgenommen. SchlieÇlich erfolgte eine Aussonderung von 18 Ermitt-

lungsakten, welche 2016 ï d.h. auÇerhalb der beauftragten Untersuchungsperiode ï 

bei der StA Wien anfielen,24 sowie die Aussonderung jener Ermittlungsakten, die auf 

Grundlage von Berichten ¿ber die Zwangsmittelanwendung mit Verletzungsfolgen ï 

aber ohne Misshandlungsvorwurf ï an die StA herangetragen wurden.25 

Die Grundlage der folgenden deskriptiven Datenanalyse bilden mithin 772 MS-

Ermittlungsakten der StA Wien und Salzburg der Jahre 2012 bis 2015 mit insgesamt 

814 Beschwerdef¿hrern und 1.428 beschuldigten Exekutivbeamten, zusammenge-

fasst in 1.518 Fallzahlen. Die Fallzahlen spiegeln die separate Erfassung jedes ein-

zelnen Misshandlungsvorwurfes gegen¿ber einen bzw. mehrere Exekutivbeamten wi-

der. Vorw¿rfe, welche sich gegen mehrere Beamte gleichzeitig richteten, flossen ge-

sondert in die statistische Auswertung mit ein.26  

                                                      
18  Abgetretene Verfahren (ÄÄ 26, 28 StPO), Kapitel VI.D.3. 
19  Doppelt gef¿hrte MS-Verfahren mit gleicher Aktenkennzahl, Kapitel VI.D.7. 
20  Doppelt gef¿hrte MS-Verfahren mit unterschiedlicher Aktenkennzahl, Kapitel VI.D.8. 
21  (Teilweise) Verfahrenstrennungen unter Aktenneubildung, Kapitel VI.D.9. 
22  Nicht rekonstruierbarer Akt, Kapitel VI.D.10. 
23  Vorwurf des Amtsmissbrauchs, Kapitel VI.D.5. 
24  MS-Akten der Jahre 2016, Kapitel VI.D.11. 
25  Berichte ¿ber Zwangsmittelanwendung ohne Misshandlungsvorwurf, Kapitel VI.D.12. 
26  Im Durchschnitt beschuldigte ein Beschwerdef¿hrer 1,8 Exekutivbeamte.  
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Auf Basis der Erhebungskriterien wurden all jene Informationen aus den staatsanwalt-

schaftlichen Ermittlungsakten erfasst, die sich durch entsprechende Beweismateria-

lien im Akt belegen lieÇen. Verweise auf nicht im Akt befindliche Beweismaterialien ï 

u.a. in staatsanwaltschaftlichen Entscheidungsbegr¿ndungen ï fanden keine Ber¿ck-

sichtigung. Wie Tabelle 1 zu entnehmen ist, wiesen die Ermittlungsakten der StA Wien 

und Salzburg eine in diesem Sinne definierte Vollstªndigkeit in 87,1 Prozent der Fªlle 

auf. In 12,9 Prozent der Fªlle fanden sich Verweise auf Beweismaterialien, die sich 

nicht im Akt befanden. 

 

Tabelle 1: Vollstªndigkeit der staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsakten 

Gültig Fehlend Gesamt 

N27 Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

StA Zeitraum Anzahl/% Unvollständige Akten Vollständige Akten Gesamt 

StA Wien 2012 - 2015 
Anzahl 160 1.125 1.285 

% 12,5% 87,5% 100,0% 

StA Salzburg 2012 - 2015 
Anzahl 36 197 233 

% 15,5% 84,5% 100,0% 

Gesamt 2012 - 2015 
Anzahl 196 1.322 1.518 

% 12,9% 87,1% 100,0% 

 

B. Anzahl der Misshandlungsvorw¿rfe 

Im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg erhoben im Zeitraum von 2012 

bis 2015 814 Beschwerdef¿hrer in Summe 1.518 Misshandlungsvorw¿rfe gegen¿ber 

1.428 Exekutivbeamten (siehe Abbildungen 1 und 2). F¿r den Zustªndigkeitsbereich 

der StA Wien lªsst sich im Zeitverlauf eine stetige Steigerung der Beschwerdef¿hrer 

erkennen ï mit einem markanten Sprung vom Jahr 2012 auf das Jahr 2013. Demge-

gen¿ber zeigen sich f¿r den Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg nur geringf¿gige 

Schwankungen im Zweijahresrhythmus. Wªhrend sich f¿r Wien eine stetige Steige-

rung der Anzahl der beschuldigten Exekutivbeamten zwischen den Jahren 2012 und 

                                                      
27  ĂNñ bezeichnet in weiterer Folge die Anzahl der Misshandlungsvorw¿rfe. 
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2014 mit einer geringf¿gigen Abflachung im Jahr 2015 feststellen lªsst, fluktuiert die 

Anzahl der beschuldigten Exekutivbeamten in Salzburg im Zweijahresrhythmus. 

 

 

 

 

Abbildung 1: Anzahl der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsgebiet der StA Wien und Salzburg 2012-2015 

 

 

Abbildung 2: Anzahl der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsgebiet der StA Wien und Salzburg 
2012-2015 

 

 

Der GroÇteil der vorgebrachten Misshandlungsvorw¿rfe entfªllt mit 1.285 Vorw¿rfen 

(84,7%) auf den Zustªndigkeitsbereich der StA Wien (siehe Tabelle 2). Im Zustªndig-
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keitsbereich der StA Salzburg fanden sich im relevanten Untersuchungszeitraum ins-

gesamt 233 angezeigte Misshandlungsvorw¿rfe (15,3 %). Die Hªufigkeitsverteilung 

der Misshandlungsvorw¿rfe zwischen den StA Wien und Salzburg spiegelt in etwa die 

unterschiedlich hohe Bevºlkerungsdichte der Bundeslªnder Wien und Salzburg wi-

der.28  

 

Tabelle 2:  Verteilung der Misshandlungsvorw¿rfe zwischen den StA Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

StA Zeitraum Häufigkeit Prozent Gültige Prozente 
Kumulierte Pro-

zente 

StA Wien 2012 - 2015 1.285 84,7 84,7 84,7 

StA Salzburg 2012 - 2015 233 15,3 15,3 100,0 

Gesamt 2012 - 2015 1.518 100,0 100,0  

 

Die Analyse der Misshandlungsvorw¿rfe im Zeitverlauf weist f¿r den Zustªndigkeits-

bereich der StA Wien, wie der Abbildung 3 zu entnehmen ist, eine kontinuierliche Stei-

gerung auf: Belief sich die Anzahl der angezeigten Misshandlungen im Jahre 2012 

noch auf 222, so steigerte sich die Anzahl auf 378 im Jahre 2015. Dies entspricht ei-

nem Anstieg von rund 70 Prozent. Demgegen¿ber unterlag die Anzahl der Misshand-

lungsvorw¿rfe im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg Schwankungen im Zweijah-

resrhythmus mit Spitzen in den Jahren 2012 und 2014. 

 

                                                      
28  Die Statistik Austria (Bevºlkerung im Jahresdurchschnitt, zuletzt abgerufen am 29.11.2017 

https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/index.html,) weist die 

Wohnbevºlkerung der Bundeslªnder Wien und Salzburg zwischen 2012 und 2015 im Jahresdurchschnitt wie 

folgt aus: f¿r Wien: 1.727.330 im Jahr 2012; 1.753.597 im Jahr 2013; 1.781.042 im Jahr 2014; 1.814.225 im 

Jahr 2015 und f¿r Salzburg: 530.527 im Jahr 2012; 532.902 im Jahr 2013; 536.340 im Jahr 2014; 541.439 im 

Jahr 2015. Dies entspricht einem durchschnittlichen Verteilungsverhªltnis von 76,8 Prozent f¿r Wien und 23,2 

Prozent f¿r Salzburg. 
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Abbildung 3:  Anzahl von Misshandlungsvorw¿rfen im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg und Wien 2012-
2015 

 

 

Der Anteil an Misshandlungsvorw¿rfen, die sich gegen unbekannte Exekutivbeamte 

richteten (UT-Register29), belªuft sich im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien auf 

durchschnittlich 13,9 Prozent, im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg auf durch-

schnittlich 2,6 Prozent.  

 

                                                      
29  Das ĂUTñ-Register der StA beinhaltet Anzeigen und Berichte gegen unbekannte Tªter wegen Straftaten, f¿r die 

im Hauptverfahren das Landesgericht zustªndig wªre und deren Begehung nicht nur auf Verlangen des Opfers 

zu verfolgen ist (Ä 18 Abs. 1 Z. 4 DV-StAG). 

2012 2013 2014 2015

StA Wien 222 324 361 378
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Tabelle 3:  Registerkennung von MS-Akten der StA Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

StA Zeitraum Anzahl/% Aktenkennung UT Aktenkennung St Gesamt 

StA Wien 2012 - 2015 
Anzahl 179 1.106 1.285 

% 13,9% 86,1% 100,0% 

StA Salzburg 2012 - 2015 
Anzahl 6 227 233 

% 2,6% 97,4% 100,0% 

Gesamt 2012 - 2015 
Anzahl 185 1.333 1.518 

% 12,2% 87,8% 100,0% 

 

Wie in Abbildung 4 illustriert, lªsst sich der deutlich hºhere Anteil an Misshandlungs-

vorw¿rfen gegen unbekannte Exekutivbeamte in Wien f¿r die gesamte Dauer der Un-

tersuchungsperiode nachweisen. Dies kºnnte ein Indiz f¿r die unterschiedliche Be-

griffsauslegung/Handhabung der Ăkonkreten Verdªchtigungñ gemªÇ Ä 1 Abs. 1 StPO 

durch die Ermittlungsbehºrden sein.30 Nach Ä 1 Abs 2 StPO ist das Strafverfahren 

nªmlich solange als Ermittlungsverfahren gegen unbekannte Tªter oder die verdªch-

tige Person zu f¿hren, als nicht eine Person auf Grund bestimmter Tatsachen konkret 

verdªchtig ist, eine strafbare Handlung begangen zu haben (Ä 48 Abs. 1 Z. 2 StPO). 

Danach wird es als Ermittlungsverfahren gegen diese Person als Beschuldigten ge-

f¿hrt. 

 

                                                      
30  Dieser erste Eindruck konnte auch in den Interviews erhªrtet werden (Interviewtranskript Nr. 3 LPD Wien 2017 

S. 5). 
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Abbildung 4:  Registerkennung der MS-Verfahren der StA Wien und Salzburg 2012-2015, gruppiert nach StA31 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

 

 

C. Soziodemographische Merkmale der Beschwerdef¿hrer 

1. Geschlecht  

Die Analyse der Geschlechterstruktur der beschwerdef¿hrenden Personen offenbart 

einen deutlichen ¦berhang des mªnnlichen Geschlechts (siehe Tabelle 5). Im Durch-

schnitt betrªgt der Anteil an mªnnlichen Beschwerdef¿hrern in den Gerichtssprengeln 

Wien und Salzburg zwischen 2012 und 2015 83,1 Prozent. Demgegen¿ber weist der 

Anteil an beschwerdef¿hrenden Frauen innerhalb der Untersuchungsperiode einen 

Durchschnittswert von 15,5 Prozent aus. 

 

                                                      
31  Anmerkung zur Spalte StA Salzburg 2013: Rundungsfehler. 
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Tabelle 4:  Geschlecht der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-
2015, gruppiert nach StA  

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

StA Zeitraum Anzahl/% Männlich Weiblich K.A. Gesamt 

StA Wien 2012 - 2015 
Anzahl 1.081 194 10 1.285 

% 84,1% 15,1% 0,8% 100,0% 

StA Salzburg 2012 - 2015 
Anzahl 181 41 11 233 

% 77,7% 17,6% 4,7% 100,0% 

Gesamt 2012 - 2015 
Anzahl 1.262 235 21 1.518 

% 83,1% 15,5% 1,4% 100,0% 

 

Im Zeitverlauf lassen sich, wie in Abbildung 5 dargestellt, f¿r den Zustªndigkeitsbereich 

der StA Wien nur leichte Schwankungen in der Geschlechterzusammensetzung der 

Beschwerdef¿hrer feststellen. Die Geschlechterstruktur der beschwerdef¿hrenden 

Personen im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg unterliegt hingegen, bedingt 

durch die Jahre 2014 und 2015, erhºhter Volatilitªt. 
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Abbildung 5:  Geschlecht der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-
201532  

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

 

 

2. Alter 

Ein Blick auf die Altersstruktur der Beschwerdef¿hrer zeigt, dass sich im Durchschnitt 

der Jahre 2012 bis 2015 rund die Hªlfte der Personen, die im Zustªndigkeitsbereich 

der StA Wien und Salzburg einen Misshandlungsvorwurf erhoben, der Altersgruppe 

zwischen 18 bis 34 Jahren zuordnen lªsst. Ein weiteres Viertel findet sich in der Alters-

gruppe zwischen 35 bis 49 Jahren. Rund sechs Prozent der mutmaÇlichen Opfer einer 

Misshandlung bewegen sich innerhalb der Altersgruppe < 18 Jahre, rund neun Prozent 

in der Altersgruppe zwischen 50 bis 64 Jahren.  

 

                                                      
32  Anmerkung zur Spalte StA Salzburg 2013: Rundungsfehler. 
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Tabelle 5: Alter der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015, 
gruppiert nach Altersgruppen  

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

StA Zeitraum Anzahl/% < 18 18 - 34 35 - 49 50 - 64 > 64 K.A. Gesamt 

StA Wien 2012 - 2015 
Anzahl 81 719 312 106 24 43 1.285 

% 6,3% 56,0% 24,3% 8,2% 1,9% 3,3% 100,0% 

StA Salzburg 2012 - 2015 
Anzahl 14 89 77 35 0 18 233 

% 6,0% 38,2% 33,0% 15,0% 0,0% 7,7% 100,0% 

Gesamt 2012 - 2015 
Anzahl 95 808 389 141 24 61 1.518 

% 6,3% 53,2% 25,6% 9,3% 1,6% 4,0% 100,0% 

 

Die in der Tabelle 5 ausgewiesene Divergenz zwischen den StA in der Alterszusam-

mensetzung der Beschwerdef¿hrer ï insbesondere hinsichtlich den Altersgruppen 18 

bis 34 Jahre sowie 35 bis 49 Jahre ï bestªtigt sich im Zeitverlauf bei der Betrachtung 

der einzelnen Untersuchungsjahre. Wie in den Abbildungen 6 und 7 illustriert, weisen 

die Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg ein im Vergleich zu 

Wien tendenziell hºheres Alter auf.  

 

Abbildung 6:  Alter der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien 2012-2015, untergliedert in 
Altersgruppen 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.285 100,0% 0 0,0% 1.285 100,0% 
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Abbildung 7: Alter der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg 2012-2015, untergliedert 
in Altersgruppen 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

233 100,0% 0 0,0% 233 100,0% 

 

 

 

Ein Geschlechtervergleich nach Altersgruppen, dargestellt in Abbildung 8, weist auf 

tendenziell j¿ngere mªnnliche und tendenziell ªltere weibliche Beschwerdef¿hrer hin. 

Dies bestªtigt sich durch den Vergleich der jeweiligen arithmetischen Mittelwerte: Das 
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Durchschnittsalter der mªnnlichen Beschwerdef¿hrer innerhalb der Untersuchungspe-

riode in den Gerichtssprengeln Wien und Salzburg betrªgt 32 Jahre, jenes der weibli-

chen Beschwerdef¿hrer 36 Jahre.  

 

Abbildung 8:  Altersstruktur der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-
2015, gruppiert nach Geschlecht 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.457 96,0% 61 4,0% 1.518 100,0% 

 

 

 

3. Staatsbürgerschaft 

Die Mehrheit (51,2%) der Beschwerdef¿hrer, die im Zustªndigkeitsbereich der StA 

Wien und Salzburg zwischen den Jahren 2012 und 2015 einen Misshandlungsvorwurf 

erhoben, verf¿gen ï wie in Abbildung 9 ausgewiesen ï ¿ber eine ºsterreichische 

Staatsb¿rgerschaft. Weitere 16,2 Prozent besitzen die Staatsangehºrigkeit eines Mit-

gliedsstaates der EU. Knapp 10 Prozent der mutmaÇlichen Opfer lassen sich einem 

der afrikanischen Staaten zuordnen. Auf europªische Staaten auÇerhalb der EU bzw. 

asiatische Staaten entfallen jeweils rund 8 Prozent der Beschwerdef¿hrer.33 

 

                                                      
33  Eine Detailaufgliederung der Staatsangehºrigkeit der Beschwerdef¿hrer findet sich in Kapitel VI.F.1. 

Staatsangehºrigkeit der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015 im 

Detail. 
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Abbildung 9:  Staatsb¿rgerschaft der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 
2012-2015, gruppiert nach Kontinent34 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

 

 

Ein Vergleich der Staatsb¿rgerschaften der Beschwerdef¿hrer zeigt eine erhºhte Dif-

ferenz hinsichtlich der Gruppe der afrikanischen Beschwerdef¿hrer zwischen der StA 

Wien und der StA Salzburg. Betrªgt der Anteil afrikanischer Staatsb¿rger, die im Un-

tersuchungszeitraum einen Misshandlungsvorwurf gegen¿ber Exekutivbeamten im 

Zustªndigkeitsbereich der StA Wien erhoben, im Durchschnitt 11,3 Prozent, macht de-

ren Anteil im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg durchschnittlich 1,3 Prozent aus. 

Der erhºhte Anteil afrikanischer Beschwerdef¿hrer in Wien erstreckt sich, wie in Abbil-

dung 10 dargestellt, ¿ber die gesamte Untersuchungsperiode. Die in Tabelle 6 eben-

falls ausgewiesene erhºhte Divergenz zwischen der StA Wien und der StA Salzburg 

hinsichtlich ºsterreichischer Beschwerdef¿hrer im AusmaÇ von durchschnittlich 2,9 

Prozentpunkten sowie Beschwerdef¿hrer mit der Staatsangehºrigkeit eines EU-

Mitgliedsstaates wie aus den Abbildungen 8 und 9 ersichtlich ï nicht durchgªngig wi-

der.  

                                                      
34  Die Zuordnung der Staaten zum jeweiligen Kontinent beruht auf der Klassifikation der Statistik Austria. Die 

T¿rkei wird der Klassifikation entsprechend dem asiatischen Kontinent zugerechnet (zum Ganzen 

https://www.statistik.at/web_de/statistiken/menschen_und_gesellschaft/bevoelkerung/index.html, zuletzt 

abgerufen am 29.11.2017). 
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Tabelle 6:  Staatsb¿rgerschaft der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 
2012-2015, gruppiert nach Kontinent 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

Staatsangehörigkeit Anzahl / % 
StA Wien  

2012 - 2015 

StA Salzburg  

2012 - 2015 

Gesamt  

2012 ï 2015 

Österreich Anzahl 652 125 777 

% 50,7% 53,6% 51,2% 

Europäische Union (EU) Anzahl 197 49 246 

% 15,3% 21,0% 16,2% 

Europa (außerhalb EU) Anzahl 99 22 121 

% 7,7% 9,4% 8,0% 

Afrika Anzahl 145 3 148 

% 11,3% 1,3% 9,7% 

Asien Anzahl 108 16 124 

% 8,4% 6,9% 8,2% 

Amerika Anzahl 19 0 19 

% 1,5% 0,0% 1,3% 

Australien & Ozeanien  Anzahl 0 4 4 

% 0,0% 1,7% 0,3% 

Staatenlos Anzahl 12 1 13 

% 0,9% 0,4% 0,9% 

K.A. Anzahl 53 13 66 

% 4,1% 5,6% 4,3% 

Gesamt Anzahl 1.285 233 1.518 

% 100,0% 100,0% 100,0% 

 

Abbildung 10: Staatsb¿rgerschaft der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien 2012-2015, 
gruppiert nach Kontinent 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.285 100,0% 0 0,0% 1.285 100,0% 
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Abbildung 11: Staatsb¿rgerschaft der Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg 2012-2015, 
gruppiert nach Kontinent 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

233 100,0% 0 0,0% 233 100,0% 

 

 

 

44%

57% 55%

45%

22%

10%
14%

18%

2%
7% 9% 10%

11% 10% 10%
14%14%

8% 8% 6%
3% 3%1% 1% 1% 1%3% 5% 2%

6%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

StA Wien StA Wien StA Wien StA Wien

2012 2013 2014 2015

Österreich EU Europa (außerhalb EU)

Afrika Asien Amerika

Australien und Ozeanien Staatenlos k.A.

68%

58%

34%

55%

20%

30%

10%

31%

3%

26%

4%3% 4%
9% 8% 6% 4%6%

2%3%

18%

0%

10%

20%

30%

40%

50%

60%

70%

80%

90%

100%

StA Salzburg StA Salzburg StA Salzburg StA Salzburg

2012 2013 2014 2015

Österreich EU Europa (außerhalb EU)

Afrika Asien Amerika

Australien und Ozeanien Staatenlos k.A.



 

 
20 

D. Soziodemographische Merkmale der beschuldigten Exekutiv-

beamten 

1.  Geschlecht 

Die Geschlechterzusammensetzung der beschuldigten Exekutivbeamten weist einen 

¿berdurchschnittlich hohen Anteil des mªnnlichen Geschlechts aus. So bezogen sich 

die in Wien und Salzburg vorgebrachten Misshandlungsvorw¿rfe innerhalb der Unter-

suchungsperiode in 77,5 Prozent der Fªlle auf mªnnliche Exekutivbeamte. Der Anteil 

an beschuldigten Exekutivbeamtinnen betrªgt demgegen¿ber 8,9 Prozent. Zu ber¿ck-

sichtigen ist in diesem Zusammenhang der geringere Anteil von Beamtinnen im Exe-

kutivdienst. Aktuell betrªgt deren Anteil 15,6 Prozent.35  

Aufgrund des hohen Anteils der Kategorie ĂK.A.ñ und der damit einhergehenden 

Schwankungsbreiten lassen sich zu den in der Tabelle 7 ausgewiesenen Differenzen 

in der Geschlechterzusammensetzung der beschuldigten Exekutivbeamten zwischen 

den StA Wien und Salzburg keine verlªsslichen Aussagen treffen. 

 

Tabelle 7: Geschlecht der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salz-
burg 2012-2015, gruppiert nach StA  

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

StA Zeitraum Anzahl/% männlich weiblich K.A. Gesamt 

StA Wien 2012 - 2015 
Anzahl 976 106 203 1.285 

% 76,0% 8,2% 15,8% 100,0% 

StA Salzburg 2012 - 2015 
Anzahl 200 29 4 233 

% 85,8% 12,4% 1,7% 100,0% 

Gesamt 2012 - 2015 
Anzahl 1.176 135 207 1.518 

% 77,5% 8,9% 13,6% 100,0% 

 

                                                      
35  Vgl. Bundeskanzleramt ¥sterreich, https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/fakten/aufgaben_im_bundesdienst/ 

exekutivdienst/exekutivdienst.html, zuletzt abgerufen am 29.11.2017. 

https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/fakten/aufgaben_im_bundesdienst/%20exekutivdienst/exekutivdienst.html
https://www.oeffentlicherdienst.gv.at/fakten/aufgaben_im_bundesdienst/%20exekutivdienst/exekutivdienst.html
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Abbildung 12:  Geschlecht der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salz-
burg 2012-2015, gruppiert nach StA  

 

 

2. Alter  

Wie der Blick auf die Altersstruktur, dargestellt in Tabelle 8, verrªt, bewegt sich die 

Mehrheit der innerhalb der Untersuchungsperiode beschuldigten Exekutivbeamten in 

der Altersgruppe zwischen 18 bis 34 Jahren. Weitere 15,1 Prozent lassen sich der 

Altersgruppe von 35 bis 49 Jahren zuordnen. Ein im Vergleich hierzu relativ geringer 

Anteil von 5 Prozent der beschuldigten Exekutivbeamten findet sich in der Altersgruppe 

zwischen 50 und 64 Jahren. Bedingt durch den hohen Anteil fehlender Altersangaben 

im AusmaÇ von durchschnittlich 30 Prozent ist von erheblichen Schwankungsbreiten 

innerhalb der Altersgruppen auszugehen.  

 

Tabelle 8:  Altersstruktur der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und 
Salzburg 2012-2015, gruppiert nach Altersgruppen36 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

                                                      
36  In der Altersgruppe < 18 Jahre sowie in der Altersgruppe > 64 Jahre finden sich keine Fallzahlen.  
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StA Zeitraum Anzahl/% 18 - 34 35 - 49 50 - 64 K.A. Gesamt 

StA Wien 2012 - 2015 
Asnzahl 653 179 62 391 1.285 

% 50,8% 13,9% 4,8% 30,4% 100,0% 

StA Salzburg 2012 - 2015 
Anzahl 111 50 14 58 233 

% 47,6% 21,5% 6,0% 24,9% 100,0% 

Gesamt 2012 - 2015 
Anzahl 764 229 76 449 1.518 

% 50,3% 15,1% 5,0% 29,6% 100,0% 

 

Abbildung 13:  Alter der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien 2012-2015, 
gruppiert nach Altersgruppen 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.285 100,0% 0 0,0% 1.285 100,0% 

 

 

 

Abbildung 14:  Alter der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg 2012-2015, 
gruppiert nach Altersgruppen 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

233 100,0% 0 0,0% 233 100,0% 
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Aufgrund der hohen Schwankungsbreite sind die Differenzen zwischen den Ge-

schlechtern innerhalb der Altersgruppen entsprechend vorsichtig zu bewerten. Die Ab-

bildung 15 deutet auf ein tendenziell niedrigeres Alter der beschuldigten Exekutivbe-

amtinnen und auf ein tendenziell hºheres Alter der beschuldigten Exekutivbeamten 

hin. Das Durchschnittsalter der beschuldigten Exekutivbeamten betrªgt f¿r den Unter-

suchungszeitraum ï unter AuÇerachtlassung der fehlenden Altersangaben ï 33 Jahre, 

jenes der beschuldigten Exekutivbeamtinnen 28 Jahre.37  

 

Abbildung 15:  Altersstruktur der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und 
Salzburg 2012-2015, gruppiert nach Geschlecht 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

                                                      
37  Ber¿cksichtigt werden muss hierbei der Umstand, dass erst in den letzten Jahren der Anteil an 

Exekutivbeamtinnen wªchst. Da das Eintrittsdatum in den Exekutivdienst in der Regel mit jungen Jahren 

erfolgt, spiegelt sich die Geschlechterdifferenz auch in der Altersstruktur wider. 
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3. Dienstgrad 

Eine Betrachtung des jeweiligen Dienstgrades der beschuldigten Exekutivbeamten 

ordnet den GroÇteil (40,6%) dem Dienstgrad Inspektor zu. In der Rubrik Revierinspek-

tor finden sich knapp 19 Prozent der Beschuldigten. Jeweils rund 8 Prozent verf¿gen 

¿ber den Dienstgrad Gruppen- bzw. Bezirksinspektor (siehe Abbildung 16).  

 

Abbildung 16: Dienstgrad der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salz-
burg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 
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4. Dienststellenzugehörigkeit 

Die Dienststellenzugehºrigkeit der beschuldigten Exekutivbeamten verteilt sich im Zu-

stªndigkeitsbereich der StA Wien zwischen 2012 und 2015 relativ gleichmªÇig ¿ber 

das gesamte Stadtgebiet. Lediglich hinsichtlich der Polizeidienststelle (PI) Laurenzer-

berg (in der Nªhe der U-Bahnstation Schwedenplatz im 1. Wiener Gemeindebezirk) 

lassen sich leicht erhºhte Hªufigkeiten feststellen (siehe Abbildung 17). F¿nf Prozent 

der Misshandlungsvorw¿rfe im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien zwischen 2012 

und 2015 richteten sich gegen Mitglieder der Sondereinheiten Cobra und Wega.38 

 

Abbildung 17:  Dienststellenzugehºrigkeit der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA 
Wien 2012-2015 (> 1 %39)40 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.285 100,0% 0 0,0% 1.285 100,0% 

 

 

 

                                                      
38  Eine detaillierte Auswertung der Dienststellenzugehºrigkeit der beschuldigten Exekutivbeamten im 

Zustªndigkeitsbereich der StA Wien findet sich im Kapitel VI.F.3. Dienststellenzugehºrigkeit der beschuldigten 

Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsgebiet der StA Wien 2012-2015. 
39  Dargestellt werden in der folgenden Abbildung nur jene Dienststellen, die eine Hªufigkeit von mehr als 1% 

bezogen auf die g¿ltigen Fªlle aufweisen. Die umfassende Darstellung findet sich im Kapitel VI.F.3. 
40  Die Polizeidienststelle Praterstern ist 2014 in die PI LasallestraÇe ¿bersiedelt.  
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Die Analyse der Dienststellenzugehºrigkeit der beschuldigten Exekutivbeamten im Zu-

stªndigkeitsbereich der StA Salzburg zwischen 2012 und 2015 weist deutlich erhºhte 

Hªufigkeiten f¿r die Polizeistationen BahnhofsstraÇe (12 %), Lehen (9 %) sowie Rat-

haus (15 %) aus.41 

 

Abbildung 18:  Dienststellenzugehºrigkeit der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA 
Salzburg 2012-2015 (> 1 %) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

233 100,0% 0 0,0% 233 100,0% 

 

 

 

E. Kontext des Einschreitens 

Mit dem Erhebungskriterium ĂKontext des Einschreitensñ wird der jeweilige Anlass f¿r 

das Einschreiten der in weiterer Folge einer Misshandlung beschuldigten Exekutivbe-

amten umschrieben. Wie Tabelle 9 zu entnehmen ist, bildete im Zustªndigkeitsbereich 

                                                      
41  Eine detaillierte Auswertung der Dienststellenzugehºrigkeit der beschuldigten Exekutivbeamten im 

Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg findet sich im Kapitel VI.F.4. Dienststellenzugehºrigkeit der 

beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsgebiet der StA Salzburg 2012-2015. 
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der StA Wien und Salzburg die Begehung einer Straftat nach dem StGB in 35,8 Pro-

zent der im Untersuchungszeitraum angezeigten Fªlle die Rechtfertigung f¿r das Ein-

schreiten der beschuldigten Exekutivbeamten. Die ¦bertretung von Verwaltungsvor-

schriften f¿hrte in 27,7 Prozent der untersuchten Ermittlungsverfahren zur polizeilichen 

Intervention. Ein suchtmittelrelevanter Sachverhalt bzw eine Streitschlichtung waren 

in 7,4 Prozent bzw 5,8 Prozent der Fªlle Ausgangspunkt einer mutmaÇlichen Miss-

handlung.  

 

Tabelle 9:  Kontext des Einschreitens der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA 
Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

Kontext Häufigkeit Prozent 

Nach dem StGB strafrechtlich relevanter Sachverhalt 543 35,8 

Verwaltungsübertretung 421 27,7 

Fremdenrechtlich relevanter Sachverhalt 38 2,5 

Suchtmittelrelevanter Sachverhalt 113 7,4 

Verkehrskontrolle 20 1,3 

Identitätsfeststellung 10 ,7 

Demonstration/Großveranstaltung 42 2,8 

Streitschlichtung 88 5,8 

Wegweisung/Betretungsverbot 27 1,8 

Arrest/Strafvollzug/Vorführbefehl 62 4,1 

Unterbringung nach UbG 33 2,2 

Erste allgemeine Hilfe 15 1,0 

Sonstiges 66 4,3 

K.A. 40 2,6 

Gesamt 1.518 100,0 

 

Der Vergleich zwischen den StA Wien und Salzburg lªsst eine unterschiedliche Vertei-

lung der polizeilichen Interventionsgr¿nde erkennen (siehe Abbildung 19 und Abbil-

dung 20). Wªhrend in Wien der Anlass f¿r das Einschreiten der beschuldigten Exeku-

tivbeamten zu je einem Drittel auf einen strafrechtlich relevanten Sachverhalt nach 

dem StGB oder eine Verwaltungs¿bertretung zur¿ckzuf¿hren ist, betrªgt der Anteil an 
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Straftaten nach dem StGB in Salzburg rund 50 Prozent, der Anteil an Verwaltungs-

¿bertretungen rund 20 Prozent. Spielten in Salzburg suchtmittelrelevante Sachver-

halte bei keinem einzigen Misshandlungsvorwurf eine Rolle, so betrªgt der Anteil in 

Wien 8,7 Prozent. Der im Vergleich zu Wien hºhere Anteil an nach dem StGB straf-

rechtlich relevanten Sachverhalten sowie die Irrelevanz suchtmittelrelevanter Sachver-

halte in Salzburg lªsst sich f¿r die gesamte Dauer der Untersuchungsperiode nach-

weisen.  

 

Abbildung 19: Kontext des Einschreitens der Sicherheitsexekutive im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien 2012-
2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.285 100,0% 0 0,0% 1.285 100,0% 

 

 

 

Abbildung 20: Kontext des Einschreitens der Sicherheitsexekutive im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg 
2012-2015 
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N Prozent N Prozent N Prozent 

233 100,0% 0 0,0% 233 100,0% 

 

 

Die Ausdifferenzierung der nach dem StGB strafrechtlich relevanten Sachverhalte 

nach Deliktsgruppen offenbart ï auf Basis mºglicher Mehrfachnennungen42 ï die Do-

minanz von Straftaten gegen Leib und Leben sowie gegen fremdes Vermºgen. Knapp 

50 Prozent der nach dem StGB strafrechtlich relevanten Sachverhalte in Salzburg und 

Wien zwischen 2012 und 2015 (siehe Tabelle 10: Anzahl der g¿ltigen Fªlle ist 35,8 

Prozent) betrafen Straftaten gegen Leib und Leben. In weiteren 40,1 Prozent waren 

Vermºgensdelikte einschlªgig. Straftaten gegen die Freiheit ï vorwiegend gefªhrliche 

Drohungen ï fanden sich in 14,4 Prozent der strafrechtlich relevanten Sachverhalte.  

 

Tabelle 10:  Ausdifferenzierung Kontext des Einschreitens: nach dem StGB strafrechtlich relevante Sachver-
halte im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg und Wien 2012-2015 (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

543 35,8% 975 64,2% 1.518 100,0% 

                                                      
42  Wenn in der Folge von (Mehrfach-)Nennungen die Rede ist, so bezieht sich dies auf die Anzahl des 

Vorkommens in den ausgewerteten Verfahrensakten. 
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Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1.43 

Kontext: nach dem StGB strafrechtlich relevanter 

Sachverhalt 

Nennungen 

Prozent der Fälle44 

N Prozent45 

Strafbare Handlung gegen Leib und Leben 268 44,7% 49,4% 

Strafbare Handlung gegen die Freiheit 78 13,0% 14,4% 

Strafbare Handlung gegen das Vermögen 218 36,3% 40,1% 

Strafbare Handlung gegen die sexuelle Integrität 11 1,8% 2,0% 

Strafbare Handlung gegen die Staatsgewalt 15 2,5% 2,8% 

Strafbare Handlung gegen den Frieden 2 0,3% 0,4% 

Sonstige strafbare Handlung 8 1,3% 1,5% 

Gesamt 600 100,0% 110,5% 

 

Der Vergleich des Einschreitens aufgrund der nach dem StGB strafrechtlich relevanten 

Sachverhalte zwischen den StA Salzburg und Wien fºrdert ï wie den Abbildungen 21 

und 22 zu entnehmen ist ï keine wesentlichen Unterschiede hinsichtlich der Delikts-

gruppen Ăstrafbare Handlungen gegen Leib und Lebenñ sowie Ăstrafbare Handlungen 

gegen fremdes Vermºgenñ zutage. Lediglich f¿r den Bereich der strafbaren Handlun-

gen gegen die Freiheit zeigt sich eine Abweichung im AusmaÇ von durchschnittlich 10 

Prozentpunkten. 

 

Abbildung 21: Ausdifferenzierung Kontext des Einschreitens: nach dem StGB strafrechtlich relevante Sachver-
halte im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015 (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

425 33,1% 860 66,9% 1.285 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

                                                      
43  Den einzelnen Merkmalausprªgungen einer Variablen ï hier Kontext des Einschreitens: nach dem StGB 

strafrechtlich relevante Sachverhalte ï wird jeweils ein Wert zwischen 0 (eine Antwort liegt nicht vor) oder 1 

(eine Antwort liegt vor) zugewiesen. In der obigen Tabelle wird jeweils nur der Wert 1 (eine Antwort in einer 

Merkmalausprªgung liegt vor) ausgewiesen. 
44  Im Folgenden bezieht sich bei Mehrfachnennungen die Angabe ĂProzent der Fªlleñ auf die prozentuale 

Verteilung der g¿ltigen Fªlle (N). Da auf die Fªlle mehrere Nennungen zutreffen kºnnen, ergibt sich in der 

Regel eine Gesamtsumme von ¿ber 100 Prozent. 
45  Im Folgenden bezieht sich bei Mehrfachantworten die Angabe ĂProzentñ auf die prozentuale Verteilung der 

Nennungen.  
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Prozentsªtze beruhen auf den Fªllen. 

 

Abbildung 22: Ausdifferenzierung Kontext des Einschreitens: nach dem StGB strafrechtlich relevante Sachver-
halte im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg 2012-2015 (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

118 50,6% 115 49,4% 233 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

 

Prozentsªtze beruhen auf den Fªllen.46 

 

                                                      
46  Die im Vergleich zur StA Wien nicht ausgewiesenen Deliktsgruppen waren f¿r das Einschreiten in den von der 

StA Salzburg behandelten Fªllen nicht relevant. 
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Liegen im Bereich des Strafrechts in der Regel wenige Deliktsgruppen beim Einschrei-

ten der Exekutive gleichzeitig vor, so vermittelt die vertiefte Analyse der Verwaltungs-

¿bertretungen in Tabelle 11 ein anderes Bild. Im Kontext von Verwaltungs¿bertretun-

gen im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg zwischen 2012 und 2015 

(siehe Tabelle 10: Anzahl der g¿ltigen Fªlle 27,7 %) diente in 72,6 Prozent der Fªlle 

das WLSG47 bzw das S.LSG48, in 48,1 Prozent der Fªlle das SPG49 als Rechtsgrund-

lage. Die ¦bertretung der StVO50 f¿hrte in 17,1 Prozent der verwaltungsrechtlich rele-

vanten Sachverhalte zum Einschreiten der beschuldigten Exekutivbeamten. 

 

Tabelle 11:  Ausdifferenzierung Kontext des Einschreitens: Verwaltungs¿bertretungen im Zustªndigkeitsbe-
reich der StA Wien und Salzburg 2012-2015 (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

420 27,7% 1.098 72,3% 1.518 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

Kontext: Verwaltungsübertretung 

Nennungen Prozent der 

Fälle 
N Prozent 

Verwaltungsübertretung gemäß SPG 202 33,8% 48,1% 

Verwaltungsübertretung gemäß WLSG/S.LSG 305 51,0% 72,6% 

Verwaltungsübertretung gemäß StVO 72 12,0% 17,1% 

Sonstige Verwaltungsübertretung 19 3,2% 4,5% 

Gesamt 598 100,0% 142,4% 

 

Der Vergleich der Interventionsgr¿nde im Bereich des Verwaltungsrechts fºrdert er-

hebliche Differenzen zwischen den StA Wien und Salzburg zutage (siehe Abbildungen 

23 und 24). Diente in Wien mehrheitlich die ¦bertretung des WLSG und/oder des SPG 

als Rechtsgrundlage f¿r das Einschreiten der in weiterer Folge der Misshandlung be-

schuldigten Exekutivbeamten, so boten in Salzburg mehrheitlich Verkehrsdelikte den 

Anlass f¿r das Einschreiten.  

 

                                                      
47  Wiener LGBl 2001/29 i.d.g.F. 
48  Salzburger LGBl 2009/57 i.d.g.F. 
49  BGBl 1991/566 i.d.g.F. 
50  BGBl 1960/159 i.d.g.F. 
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Abbildung 23:  Ausdifferenzierung Kontext des Einschreitens: Verwaltungs¿bertragung im Zustªndigkeitsbereich 
der StA Wien 2012-2015 (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

373 29,0% 912 71,0% 1.285 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

 

Prozentsªtze beruhen auf den Fªllen. 

 

Abbildung 24: Ausdifferenzierung Kontext des Einschreitens: Verwaltungs¿bertragung im Zustªndig-keitsbe-
reich der StA Salzburg 2012-2015 (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

47 20,2% 186 79,8% 233 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

Prozentsªtze beruhen auf den Fªllen. 
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F. Beeintrªchtigungen der Beschwerdef¿hrer 

Im Kontext der Amtshandlung, in deren Folge eine Misshandlung gemªÇ den Angaben 

der Beschwerdef¿hrer durch Organe der Sicherheitsexekutive stattfand, wiesen rund 

60 Prozent der mutmaÇlichen Opfer eine anschlieÇend ªrztlich verifizierte Beeintrªch-

tigung durch Alkohol, illegale Drogen und/oder psychologische Beeintrªchtigungen auf 

(siehe Tabelle 12). In jenen Fªllen, in denen eine Beeintrªchtigung festgestellt werden 

konnte, standen die Beschwerdef¿hrer vorwiegend unter dem Einfluss von Alkohol 

(rund 72 Prozent). Ein relativ hoher Anteil an Beschwerdef¿hrer (25 %) wies (¿berdies) 

eine psychologische Stºrung auf. Der Konsum von illegalen Drogen konnte bei rund 

16 Prozent der Beschwerdef¿hrer nachgewiesen werden (siehe Abbildung 25). 

 

Tabelle 12:  Beeintrªchtigungen mutmaÇlicher Opfer von Misshandlungen im Zustªndigkeitsbereich der StA 
Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

Beeinträchtigung Häufigkeit Prozent 
Gültige Pro-

zente 

Kumulierte Pro-

zente 

Keine Beeinträchtigung 525 34,6 34,6 34,6 

Beeinträchtigung durch Alkohol, illegale 

Drogen und/oder psychische Beeinträchti-

gung 

896 59,0 59,0 93,6 

K.A. 97 6,4 6,4 100,0 

Gesamt 1.518 100,0 100,0  

 

Abbildung 25: Beeintrªchtigung der Beschwerdef¿hrer durch Alkohol, illegale Drogen und/oder psychologische 
Stºrungen (Mehrfachnennungen) 

 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

624 69,6s% 272 30,4% 896 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 
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Prozentsªtze beruhen auf den Fªllen. 

 

G. Art des Misshandlungsvorwurfes 

Die Auswertung der geªuÇerten Misshandlungsvorw¿rfe im Zustªndigkeitsbereich der 

StA Wien und Salzburg zwischen 2012 und 2015 (siehe Tabelle 13) verweist auf ein 

vorwiegend an der kºrperlichen Substanzbeeintrªchtigung orientiertes Begriffsver-

stªndnis. In 90,8 Prozent der untersuchten Fªlle wurde der Einsatz von Kºrperkraft 

durch die beschuldigten Exekutivbeamten beanstandet. 7,5 Prozent der beschwerde-

f¿hrenden Personen beklagten (¿berdies) die Art der vorgenommenen Fixierung. Der 

Vorwurf des zu festen bzw. zu engen Anlegens der Handfesseln fand sich in 7,4 Pro-

zent der untersuchten Fªlle. Den Angaben der Beschwerdef¿hrer zufolge gingen mit 

anderen Formen der Misshandlung in 6,4 Prozent der Fªlle Beschimpfungen bzw. ras-

sistische Bezeichnungen einher.  

 

Tabelle 13:  Art des Misshandlungsvorwurfes im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015 
(Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 
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Misshandlungsvorwurf 
Nennungen 

Prozent der Fälle 
N Prozent 

Beschimpfung/rassistische Bezeichnung 97 4,9% 6,4% 

Bedrohung 29 1,5% 1,9% 

Einsatz von Körperkraft 1.379 69,4% 90,8% 

Fixierung 114 5,7% 7,5% 

Zu festes/enges Anlegen der Handfesseln 112 5,6% 7,4% 

Festnahme 65 3,3% 4,3% 

Waffengebrauch 55 2,8% 3,6% 

Erniedrigende Anhalteumstände 65 3,3% 4,3% 

Sonstiges 38 1,9% 2,5% 

K.A. 32 1,6% 2,1% 

Gesamt 1.986 100,0% 130,8% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

Beim Vergleich zwischen den StA fªllt auf, dass in Wien ein im Vergleich zu Salzburg 

hºherer Anteil an Beschimpfungen/rassistischen Bezeichnungen sowie an Einsªtzen 

von Kºrperkraft zu verzeichnen ist. Demgegen¿ber beanstandeten die Beschwerde-

f¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg vermehrt das zu feste bzw. zu enge 

Anlegen von Handfesseln sowie die Art der Fixierung (siehe Abbildungen 26 und 27).  

 

Abbildung 26: Art des Misshandlungsvorwurfes im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien 2012-2015 (Mehrfach-
nennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.285 100,0% 0 0,0% 1.285 100,0% 
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Prozentsªtze beruhen auf den Fªllen. 

 

Abbildung 27: Art des Misshandlungsvorwurfes im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg 2012-2015 (Mehr-
fachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

233 100,0% 0 0,0% 233 100,0% 

 

 

Prozentsätze beruhen auf den Fällen. 

 

Der Vorwurf des Kºrperkrafteinsatzes beinhaltet bei der Betrachtung beider StA ¿ber 

den gesamten Untersuchungszeitraum hinweg ¿berwiegend den Einsatz von Schlª-

gen (59%). Tritte wurden in 22 Prozent, StºÇe in 13,1 Prozent der untersuchten Fªlle 
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seitens der Beschwerdef¿hrer moniert. Das Zerren, ReiÇen oder Packen am Kºrper 

wurde in 7,9 Prozent der Fªlle, ein Zu-Boden-Werfen in 11,2 Prozent der Fªlle ange-

zeigt.  

 

Tabelle 14:  Ausdifferenzierung: Vorwurf des Einsatzes von Kºrperkraft im Zustªndigkeitsbereich der StA 
Wien und Salzburg 2012-2015 (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.379 90,8% 139 9,2% 1.518 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

Misshandlungsvorwurf: Einsatz von Körperkraft 
Nennungen 

Prozent der Fälle 
N Prozent 

Tritt/Tritte 304 15,5% 22,0% 

Schlag/Schläge 814 41,5% 59,0% 

Stoß/Stöße 180 9,2% 13,1% 

Ohrfeige/Ohrfeigen 35 1,8% 2,5% 

Zerren/Reißen/Packen 109 5,6% 7,9% 

Würgen 52 2,7% 3,8% 

Verdrehen/Einklemmen der Finger/Hände/Arme 63 3,2% 4,6% 

An den Haaren Ziehen 9 0,5% 0,7% 

Kratzen/Zwicken 16 0,8% 1,2% 

Zu-Boden-Werfen 155 7,9% 11,2% 

Keine Konkretisierung 102 5,2% 7,4% 

Sonstiges 123 6,3% 8,9% 

Gesamt 1.962 100,0% 142,3% 

 

Abbildung 28:  Ausdifferenzierung: Vorwurf des Einsatzes von Kºrperkraft im Zustªndigkeitsbereich der StA 
Wien und Salzburg 2012-2015, gruppiert nach StA (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.379 90,8% 139 9,2% 1.518 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 
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Prozentsätze beruhen auf den Fällen. 

 

Der Gebrauch einer Waffe wurde lediglich in 55 (3,6 %) der insgesamt 1.518 unter-

suchten Misshandlungsvorw¿rfe seitens der Beschwerdef¿hrer beanstandet (siehe 

Tabelle 15). Mehrheitlich handelte es sich hierbei um die Anwendung von Pfefferspray 

(50,9%) sowie um den Einsatz von Schlagstºcken (43,6%).  

 

Tabelle 15:  Vorwurf des Waffengebrauchs im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015 
(Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

55 3,6% 1.463 96,4% 1.518 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

Misshandlungsvorwurf: Waffengebrauch 
Nennungen 

Prozent der Fälle 
N Prozent 

Pfefferspray 28 50,0% 50,9% 

Schlagstock 24 42,9% 43,6% 

Dienstwaffe/Teaser 2 3,6% 3,6% 

Diensthund 2 3,6% 3,6% 

Gesamt 56 100,0% 101,8% 
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Abweichungen zwischen den StA zeigen sich hinsichtlich der Art des Waffenge-

brauchs: So wurden die Exekutivbeamten in Wien im Vergleich zu Salzburg vermehrt 

der Verwendung des Schlagstocks beschuldigt, wªhrend in Salzburg ï im Gegensatz 

zu Wien ï die Verwendung des Diensthundes und ï im Vergleich zu Wien ï vermehrt 

der Einsatz einer Dienstwaffe/eines Tasers ger¿gt wurde (siehe Abbildung 29). 

 

Abbildung 29:  Vorwurf des Waffengebrauchs im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015, 
gruppiert nach StA (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

55 3,6% 1.463 96,4% 1.518 100,0% 

 

 

Prozentsätze beruhen auf den Fällen. 

 

H. Angaben zum Ort und Zeitpunkt des Vorfalls  

1. Ort des Vorfalls 

Das Erhebungskriterium ĂOrt des Vorfallsñ erfasst den jeweiligen Bezirk, in dem die 

mutmaÇliche Misshandlung gemªÇ den Angaben der Beschwerdef¿hrer stattfand. Ein 

gehªuftes Auftreten lªsst sich in Wien f¿r den 1. und 2. Bezirk feststellen (siehe Abbil-

dung 30). Im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg konzentriert sich der Ort mut-

maÇlicher Misshandlungen auf die Stadt Salzburg (siehe Abbildung 31). 
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Abbildung 30:  Ort des Vorfalls im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien (> 1 Prozent) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.285 100,0% 0 0,0% 1.285 100,0% 

 

 

 

Abbildung 31:  Ort des Vorfalls im Zustªndigkeitsbereich der StA Salzburg (> 1 Prozent) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

233 100,0% 0 0,0% 233 100,0% 

 

 

 

2. Zeitpunkt des Vorfalls 

Bei der Erhebung des Zeitpunkts der mutmaÇlichen Misshandlung legte das Projekt-
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(12:00-17:59 Uhr), Abend (18:00-23:59 Uhr) und Nacht (24:00-05:59 Uhr) zugrunde.51 

DemgemªÇ konzentrieren sich die fraglichen Amtshandlungen in ca. zwei Drittel der 

Fªlle auf die Abend- und Nachtstunden, wªhrend sich das restliche Drittel auf die Vor-

mittags- und Nachmittagsstunden verteilt. Im Zeitverlauf lassen sich die marginalen 

Abweichungen zwischen den StA Wien und Salzburg f¿r die Vormittags- bzw. Nach-

mittagsstunden nicht durchgªngig feststellen.  

 

Tabelle 16:  Zeitpunkt des Vorfalls im Zustªndigkeitsgebiet der StA Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

StA Zeitraum Anzahl/% Vormittag Nachmittag Abend Nacht K.A. Gesamt 

StA Wien 2012 - 2015 
Anzahl 162 223 386 401 113 1.285 

% 12,6% 17,4% 30,0% 31,2% 8,8% 100,0% 

StA Salzburg 2012 - 2015 
Anzahl 23 52 70 67 21 233 

% 9,9% 22,3% 30,0% 28,8% 9,0% 100,0% 

Gesamt 2012 - 2015 
Anzahl 185 275 456 468 134 1.518 

% 12,2% 18,1% 30,0% 30,8% 8,8% 100,0% 

 

I. Verletzungen der Beschwerdef¿hrer 

In etwas mehr als der Hªlfte der Fªlle (53,5 %), in denen Misshandlungsvorw¿rfe im 

Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg zwischen den Jahren 2012 und 

2015 zur Anzeige gebracht wurden, konnte eine Verletzung der Beschwerdef¿hrer 

ªrztlich verifiziert werden. In rund 19 Prozent der Fªlle wurde zwar eine Verletzung 

seitens der Beschwerdef¿hrer behauptet, sie konnte allerdings nicht anhand ªrztlicher 

Gutachten belegt werden. ¦berhaupt keine Verletzungen wiesen die Beschwerdef¿h-

rer in 18,2 Prozent der Fªlle auf. Der hohe Anteil an unverletzten Beschwerdef¿hrern 

lªsst sich auf die Misshandlungsvorw¿rfe im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien zu-

r¿ckf¿hren: Wªhrend die mutmaÇlichen Opfer einer Misshandlung im Zustªndigkeits-

bereich der StA Salzburg in 4,7 Prozent der Fªlle unverletzt blieben, wiesen rund 21 

                                                      
51  In Fªllen, in denen die Beschwerdef¿hrer eine lªnger als sechs Stunden andauernde Misshandlung anzeigten, 

erfolgte die zeitliche Zuordnung nach dem Beginn der behaupteten Misshandlung. 
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Prozent der Beschwerdef¿hrer in Wien ï entweder aufgrund eigener Angaben oder 

aufgrund ªrztlicher Bestªtigung ï keine Verletzungen auf.  

 

Tabelle 17: Verletzungen der Beschwerdef¿hrer 2012-2015, gruppiert nach StA  

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

Verletzungen Anzahl/% StA Wien  
2012 - 2015 

StA Salzburg 
2012 - 2015 

Gesamt 
2012 - 2015 

Verifizierte Verletzungen Anzahl 652 160 812 

% 50,7% 68,7% 53,5% 

Nicht verifizierte Verletzungen Anzahl 242 41 283 

% 18,8% 17,6% 18,6% 

Verletzungsursache unklar Anzahl 60 6 66 

% 4,7% 2,6% 4,3% 

Keine Verletzung Anzahl 266 11 277 

% 20,7% 4,7% 18,2% 

K.A.  Anzahl 65 15 80 

% 5,1% 6,4% 5,3% 

Gesamt 
Anzahl 1.285 233 1.518 

% 100,0% 100,0% 100,0% 

 

Die verifizierten und nicht verifizierten Verletzungen der Beschwerdef¿hrer wiesen, wie 

aus Abbildung 32 ersichtlich, vorwiegend einen leichten Schweregrad auf. In insge-

samt nur 3 Prozent der verifizierten sowie nicht verifizierten Verletzungen fanden sich 

schwere Verletzungen.  

 

Abbildung 32:  Verletzungsgrad der verifizierten und nicht-verifizierten Verletzungen der Beschwerdef¿hrer im 
Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.095 100,0% 0 0,0% 1.095 100,0% 
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Im Rahmen der Datenerhebung wurden Hautrºtungen an den Handgelenken der Be-

schwerdef¿hrer separat erfasst. Diese treten in der Regel im Zuge des Anlegens von 

Handfesseln auf und werden ï gemªÇ aktueller Erlasslage52 ï nicht als Substanzbe-

eintrªchtigung bzw. als erheblicher Eingriff in die kºrperliche Integritªt im Sinne des 

Ä 83 StGB gewertet. Wie Tabelle 18 zu entnehmen, fanden sich im Zustªndigkeitsbe-

reich der StA Wien und Salzburg zwischen 2012 und 2015 in mehr als der Hªlfte der 

Fªlle (58,7 %) keine Hautrºtungen an den Handgelenken der Beschwerdef¿hrer. In 

rund 21 Prozent der Fªlle gab es einen dienstlichen Vermerk ¿ber die Wahrnehmung 

von Hautrºtungen in der Dokumentation der Amtshandlung. Mit ªrztlichem Gutachten 

verifizierte Hautrºtungen fanden sich in lediglich 4,7 Prozent der Fªlle. Die Divergenz 

zwischen dienstlich wahrgenommener und ªrztlich verifizierter Hautrºtung an den 

Handgelenken deutet auf eine unterschiedliche Handhabung der Verletzungsdoku-

mentation hin.  

 

Tabelle 18:  Hautrºtungen der Beschwerdef¿hrer an den Handgelenken im Zustªndigkeitsbereich der StA 
Wien und Salzburg 2012-2015, gruppiert nach StA 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

                                                      
52  Siehe dazu Kapitel VI.F. 
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Hautrötung an den Handgelenken Anzahl/% StA Wien  
2012 - 2015 

StA Salzburg 
2012 - 2015 

Gesamt 
2012 - 2015 

Keine Rötung Anzahl 725 166 891 

% 56,4% 71,2% 58,7% 

Dienstlich wahrgenommene Rö-

tung  

Anzahl 287 31 318 

% 22,3% 13,3% 20,9% 

Ärztlich festgestellte Rötung Anzahl 146 11 157 

% 11,4% 4,7% 10,3% 

Dienstlich wahrgenommene und 

ärztlich festgestellte Hautrötung  

Anzahl 61 10 71 

% 4,7% 4,3% 4,7% 

K.A. Anzahl 66 15 81 

% 5,1% 6,4% 5,3% 

Gesamt 
Anzahl 1.285 233 1.518 

% 100,0% 100,0% 100,0% 

 

J. Verletzungen der beschuldigten Exekutivbeamten 

Der GroÇteil (86,2 %) der Exekutivbeamten, die im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien 

und Salzburg zwischen 2012 und 2015 einer Misshandlung beschuldigt wurden, wie-

sen keine Verletzung nach der fraglichen Amtshandlung auf. Wie der Vergleich in Ta-

belle 19 veranschaulicht, lassen sich diesbez¿glich keine wesentlichen Unterschiede 

zwischen den StA Wien und Salzburg erkennen. Eine verifizierte Verletzung wiesen 

durchschnittlich 6,7 Prozent, eine nicht verifizierte Verletzung 2,6 Prozent auf.  

 

Tabelle 19: Verletzungen der beschuldigten Exekutivbeamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und 
Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 
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Verletzungen Anzahl/% StA Wien  
2012 - 2015 

StA Salzburg 
2012 - 2015 

Gesamt 
2012 - 2015 

Verifizierte Verletzungen Anzahl 78 23 101 

% 6,1% 9,9% 6,7% 

Nicht verifizierte Verletzungen Anzahl 35 4 39 

% 2,7% 1,7% 2,6% 

Keine Verletzung Anzahl 1.108 201 1.309 

% 86,2% 86,3% 86,2% 

K.A. Anzahl 64 5 69 

% 5,0% 2,1% 4,5% 

Gesamt 
Anzahl 1.285 233 1.518 

% 100,0% 100,0% 100,0% 

 

Bei den verifizierten und nicht verifizierten Verletzungen, die die beschuldigten Exeku-

tivbeamten im Zuge einer Amtshandlung mit den Beschwerdef¿hrern davontrugen, 

handelte es sich ¿berwiegend um Verletzungen leichten Grades. Verletzungen schwe-

ren Grades wurden in 5 Prozent der Fªlle diagnostiziert (siehe Abbildung 33). 

 

Abbildung 33: Verletzungsgrad der verifizierten und nicht verifizierten Verletzungen der beschuldigten Exekutiv-
beamten im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

140 100,0% 0 0,0% 140 100,0% 
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K. Vorgehen der Staatsanwaltschaft 

Der StA obliegt die Leitung des strafrechtlichen Ermittlungsverfahrens (Ä 101 StPO). 

In der Praxis f¿hrt die Kriminalpolizei die Ermittlungstªtigkeit eigenstªndig, ist aber an 

Ermittlungsauftrªge der StA gebunden. Als Gradmesser f¿r die Einbindung der StA 

Wien und Salzburg in die Ermittlungsverfahren betreffend die Aufklªrung von Miss-

handlungsvorw¿rfen gegen¿ber Exekutivbeamten wurden Hªufigkeit und Art der 

staatsanwaltschaftlichen Ermittlungsauftrªge erhoben.  

 

1. Ermittlungsaufträge der Staatsanwaltschaft 

In zwei Drittel der Fªlle verzichteten die StA Wien und Salzburg vor ihrer Entscheidung 

¿ber den Fortgang des Verfahrens auf die Inanspruchnahme von Ermittlungsanord-

nungen an die Kriminalpolizei. In rund einem Drittel der Verfahren erfolgte damit zur 

Aufklªrung von Misshandlungsvorw¿rfen gegen¿ber Exekutivbeamten eine Beauftra-

gung zur Durchf¿hrung ergªnzender Ermittlungen. Hierbei handelte es sich vorwie-

gend um Auftrªge zur Opfer-, Beschuldigten- und/oder Zeugeneinvernahme (siehe Ab-

bildung 34). Unkonkretisierte Ermittlungsauftrªge zur Durchf¿hrung ergªnzender Er-

mittlungen fanden sich in durchschnittlich einem Drittel der Fªlle. Der im Vergleich zur 

StA Wien etwas erhºhte Anteil von Ermittlungsauftrªgen seitens der StA Salzburg, 

ausgewiesen in Tabelle 20, lªsst sich bei der Betrachtung der einzelnen Untersu-

chungsjahre nicht durchgªngig feststellen.   

 

Tabelle 20:  Hªufigkeit von Ermittlungsauftrªgen der StA Wien und Salzburg 2012-2015, gruppiert nach StA 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

StA Zeitraum Anzahl/% 
kein Ermittlungs-

auftrag 
Ermittlungsauftrag K.A. Gesamt 

StA Wien 2012 - 2015 
Anzahl 861 404 20 1.285 

% 67,0% 31,4% 1,6% 100,0% 

StA Salzburg 2012 - 2015 
Anzahl 139 92 2 233 

% 59,7% 39,5% 0,9% 100,0% 

Gesamt 2012 - 2015 
Anzahl 1.000 496 22 1.518 

% 65,9% 32,7% 1,4% 100,0% 
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Abbildung 34:  Art der Ermittlungsauftrªge 2012-2015, gruppiert nach StA (Mehrfachnennungen) 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

496 32,7% 1.022 67,3% 1.518 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

 

Prozentsªtze beruhen auf den Fªllen. 

 

2. Entscheidung der Staatsanwaltschaft 

Die Entscheidungen der StA Wien und Salzburg zwischen 2012 und 2015 f¿hrten fast 

durchgªngig zu einer Einstellung der Ermittlungsverfahren gegen die beschuldigten 

Exekutivbeamten (siehe Abbildung 35). Grundlage der Einstellung bildete in 14,4 Pro-

zent der Fªlle Ä 190 Z. 1 StPO, in 78,3 Prozent der Fªlle Ä 190 Z. 2 StPO und in 0,7 

Prozent der Fªlle Ä 190 Z. 1 und Z. 2 StPO. Ein Absehen von der Einleitung eines 

Ermittlungsverfahrens gemªÇ Ä 35c StAG53 wurde in 2,8 Prozent der Fªlle vorgenom-

men, ein Abbruch des Verfahrens erfolgte in 3 Prozent. In weniger als einem Prozent 

                                                      
53  Ä 35c StAG wurde mit BGBl I 2014/71, also wªhrend des relevanten Untersuchungszeitraums, in Kraft gesetzt. 

Zuvor wurden Anzeigen i.S.d. Entscheidung vom 11.6.2012, 1 Prªs 2690-2113/12i Ăzur¿ckgelegtñ. Im 

Folgenden werden auch diese Fªlle in der Kategorie ĂAbsehen von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrensñ 

nach Ä 35c StAG ausgewiesen. 
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der Fªlle (0,5%) wurden Misshandlungsvorw¿rfe seitens der StA an das Gericht her-

angetragen.  

 

Abbildung 35:  Art der Entscheidung der StA Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

 

 

Ein Vergleich der Entscheidungspraxis zwischen den StA Wien und Salzburg offenbart 

keine wesentlichen Unterschiede. Lediglich eine stªrkere Inanspruchnahme der Instru-

mente des Absehens von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens (Ä 35c StAG) und 

des Abbruchs des Ermittlungsverfahrens (Ä 197 StPO) lieÇen sich seitens der StA 

Wien feststellen (siehe Tabelle 21).  
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Tabelle 21:  Art der Entscheidung der StA Wien und Salzburg 2012-2015, gruppiert nach StA  

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 

 

Art der Entscheidung Anzahl/% StA Wien  
2012 ï 2015 

StA Salzburg 
2012 - 2015 

Gesamt 
2012 - 2015 

Absehen von der Einleitung eines Ermitt-

lungsverfahrens gemäß § 35c StAG 

Anzahl 41 1 42 

% 3,2% 0,4% 2,8% 

Abbruch des Ermittlungsverfahrens ge-

mäß § 197 StPO 

Anzahl 45 0 45 

% 3,5% 0,0% 3,0% 

Einstellung gemäß § 190 Z. 1 StPO Anzahl 161 58 219 

% 12,5% 24,9% 14,4% 

Einstellung gemäß § 190 Z. 2 StPO Anzahl 1.023 166 1.189 

% 79,6% 71,2% 78,3% 

Einstellung gemäß § 190 Z. 1 + 2 StPO Anzahl 6 5 11 

% 0,5% 2,1% 0,7% 

Strafantrag Anzahl 7 0 7 

% 0,5% 0,0% 0,5% 

Verfahrenstrennung Anzahl 1 0 1 

% 0,1% 0,0% 0,1% 

K.A. Anzahl 1 3 4 

% 0,1% 1,3% 0,3% 

Gesamt 
Anzahl 1.285 233 1.518 

% 100,0% 100,0% 100,0% 

 

3. Begründung der staatsanwaltschaftlichen Entscheidung  

Die Begr¿ndung der staatsanwaltschaftlichen Entscheidung erfolgte mehrheitlich (58 

%) mit dem Hinweis auf die fehlende Nachweisbarkeit eines strafbaren Verhaltens. In 

24 Prozent der Fªlle sahen die beiden StA den Tatbestand der Kºrperverletzung nicht 

als erf¿llt an. Die Anwendung von Kºrperkraft wurde in 17,6 Prozent der Fªlle als ver-

hªltnismªÇige Zwangsmittelanwendung gerechtfertigt.  

 

Tabelle 22: Begr¿ndung der staatsanwaltschaftlichen Entscheidung im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien 
und Salzburg 2012-2015 (Mehrfachnennungen)  

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.424 93,8% 94 6,2% 1.518 100,0% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 
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Begründung der staatsanwaltschaftlichen Ent-

scheidung 

Nennungen 
Prozent der Fälle 

N Prozent 

Kein strafbares Verhalten nachweisbar (Beweis-

gründe) 

794 43,7% 55,8% 

Anwendung von Körperkraft gerechtfertigt 250 13,7% 17,6% 

Zurücknahme des Misshandlungsvorwurfes 62 3,4% 4,4% 

Tatbestand der Körperverletzung nicht erfüllt 342 18,8% 24,0% 

Kein Anfangsverdacht/Tatverdacht ersichtlich 79 4,3% 5,5% 

Nichterscheinen zur Opfervernehmung 16 0,9% 1,1% 

Unglaubwürdige bzw. haltlose Misshandlungsvor-

würfe 

31 1,7% 2,2% 

Keine Ermittlungsansätze 19 1,0% 1,3% 

Sonstiges 226 12,4% 15,9% 

Gesamt 1.819 100,0% 127,7% 

Dichotomie-Gruppe tabellarisch dargestellt bei Wert 1. 

 

L. Gerichtliche Entscheidungen  

Zwischen den Jahren 2012 und 2015 erhob die StA Wien aufgrund von Misshand-

lungsvorw¿rfen gegen sieben mªnnliche Exekutivbeamte Strafantrag. Bei der StA 

Salzburg gelangte f¿r die Dauer der Untersuchungsperiode kein Misshandlungsvor-

wurf vor Gericht.  

Bei den sieben mutmaÇlichen Opfern handelte es sich durchgªngig um mªnnliche Be-

schwerdef¿hrer im Alter (sofern bekannt) zwischen 18 und 34 Jahren. Drei Beschwer-

def¿hrer verf¿gten ¿ber die ºsterreichische, zwei ¿ber die algerische Staatsb¿rger-

schaft, bei zwei Personen war die Staatsb¿rgerschaft dem Akt nicht zu entnehmen. 

Hintergrund des Einschreitens der beschuldigten Exekutivbeamten bildeten nach dem 

StGB strafrechtlich relevante sowie suchtmittelrelevante Sachverhalte und eine Ver-

kehrskontrolle. Vorgeworfen wurde der Einsatz von Kºrperkraft, vornehmlich von Trit-

ten. In erster Instanz endeten laut Tagebucheintragung alle Verfahren mit Freispruch. 

 

Tabelle 23:  Anzahl von Strafantrªgen im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

7 100,0% 0 0,0% 7 100,0% 
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StA Anzahl/% 2012 2013 2014 2015 Gesamt 

StA Wien 
Anzahl 2 0 1 4 7 

% 28,6% 0,0% 14,3% 57,1% 100,0% 

StA Salzburg 
Anzahl 0 0 0 0 0 

% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 0,0% 

Gesamt 
Anzahl 2 0 1 4 7 

% 28,6% 0,0% 14,3% 57,1% 100,0% 

 

M. Verleumdung 

Hinweise auf die Einleitung eines Verfahrens wegen Verleumdung gegen Personen, 

die in den Jahren 2012 bis 2015 im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien oder Salzburg 

einen Misshandlungsvorwurf gegen Exekutivbeamte erhoben, lieÇen sich in rund 10 

Prozent der Fªlle anhand von Vermerken in den staatsanwaltschaftlichen Ermittlungs-

akten festmachen. ¦ber die Ergebnisse der jeweiligen Ermittlungsverfahren kºnnen 

mangels ausreichender Informationsbasis keine Angaben gemacht werden. In der 

¿berwiegenden Anzahl der Fªlle (ca. 80 %) fanden sich in den untersuchten Akten 

keine Anhaltspunkte f¿r die Einleitung eines Ermittlungsverfahrens wegen Verleum-

dung gegen den Beschwerdef¿hrer. In weiteren rund 10% der Fªlle wurde ausdr¿ck-

lich von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens nach Ä 35c StAG abgesehen. 

 

Abbildung 36:  Verleumdungsverfahren gegen Beschwerdef¿hrer im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und 
Salzburg 2012-2015 

Gültig Fehlend Gesamt 

N Prozent N Prozent N Prozent 

1.518 100,0% 0 0,0% 1.518 100,0% 
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Verleumdungsverfahren Anzahl/% StA Wien  
2012 ï 2015 

StA Salzburg 
2012 - 2015 

Gesamt 
2012 ï 2015 

Keine Einleitung eines Verfahrens we-

gen Verleumdung ersichtlich 

Anzahl 1007 196 1203 

% 78,4% 84,1% 79,2% 

Absehen von der Einleitung eines Ver-

leumdungsverfahrens  

Anzahl 160 6 166 

% 12,5% 2,6% 10,9% 

Einleitung eines Verfahrens wegen Ver-

leumdung ersichtlich 

Anzahl 116 31 147 

% 9,0% 13,3% 9,7% 

Abbruch des Ermittlungsverfahrens we-

gen Verleumdung 

Anzahl 2 0 2 

% 0,2% 0,0% 0,1% 

Gesamt 
Anzahl 1285 233 1518 

% 100,0% 100,0% 100,0% 

 

N. Zusammenfassung der quantitativen Analyse 

Beschwerdef¿hrer, die im Zustªndigkeitsbereich der StA Wien und Salzburg zwischen 

2012 und 2015 einen Misshandlungsvorwurf gegen Exekutivbeamte erhoben, lassen 

sich in der Hªlfte der Fªlle dem mªnnlichen Geschlecht zuordnen, weisen ein Alter von 

18 bis 34 Jahren auf und verf¿gen ¿ber die ºsterreichische Staatsb¿rgerschaft. 

Unmittelbarer Anlass f¿r das Einschreiten der in weiterer Folge einer Misshandlung 

beschuldigten Exekutivbeamten war mehrheitlich ein nach dem StGB strafrechtlich re-

levanter Sachverhalt oder eine Verwaltungs¿bertretung. Die polizeiliche Intervention 

nach dem StGB fuÇte vorwiegend auf strafbaren Handlungen gegen Leib und Leben 

sowie auf Vermºgensdelikten. Bei Verwaltungs¿bertretungen waren regelmªÇig das 

SPG sowie das WLSG bzw. das S.LSG einschlªgig.  

Zum Zeitpunkt des Vorfalls stand mehr als die Hªlfte der Beschwerdef¿hrer unter dem 

Einfluss von Alkohol und/oder illegalen Drogen und/oder wies psychische Beeintrªch-

tigungen auf. 

Den Exekutivbediensteten wurde ¿berwiegend der Einsatz von Kºrperkraft ï konkret 

das Versetzen von Schlªgen ï vorgeworfen.  

Mehr als die Hªlfte der Beschwerdef¿hrer wies nach der fraglichen Amtshandlung ve-

rifizierte (d.h. durch ªrztliche Begutachtung belegte) Verletzungen auf. Ein weiteres 

Viertel gab an, eine Verletzung von der mutmaÇlichen Misshandlung davon getragen 

zu haben, ohne jedoch ein ªrztliches Gutachten vorlegen zu kºnnen. In der Regel 
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handelte es sich bei den (verifizierten wie nicht verifizierten) Verletzungen um Hautab-

sch¿rfungen, Hªmatome und Prellungen, d.h. um leichte Verletzungen. Demgegen-

¿ber wiesen die beschuldigten Exekutivbeamten regelmªÇig keine aus der fraglichen 

Amtshandlung herr¿hrende Verletzung auf.  

In der ¿berwiegenden Mehrzahl der Fªlle wurden die im Zustªndigkeitsbereich der StA 

Wien und Salzburg eingeleiteten strafrechtlichen Ermittlungsverfahren gegen beschul-

digte Exekutivbeamte eingestellt. In sieben Fªllen erhob die StA Wien wªhrend der 

Dauer der Untersuchungsperiode Strafantrag an das Gericht. 
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IV. Qualitative Datenanalyse 

Die als Teil der Studie vorgesehenen Experteninterviews verfolgten das Ziel, die Ex-

pertise der im Verfahren zur Aufklªrung von Misshandlungsvorw¿rfen gegen¿ber Exe-

kutivbeamten involvierten Akteure f¿r die Analyse fruchtbar zu machen. Das lukrierte 

Prozesswissen der Experten sollte genutzt werden, um praktische Problemfelder bei 

den Ermittlungen und bei der Verfahrensf¿hrung herauszuarbeiten.54 

Auf Grundlage der durchgef¿hrten Experteninterviews55 in Verbindung mit der Ak-

tenanalyse zeigten sich folgende Problemfelder: Die so genannte 24-Stunden-Rege-

lung, die Problematik doppelter Verfahrensf¿hrung bei der StA sowie der Umgang mit 

Hautrºtungen als Folge polizeilicher Amtshandlungen. Davon abgesehen vermittelten 

die Interviewpartner den Eindruck, dass die Untersuchung erhobener Misshandlungs-

fªlle im GroÇen und Ganzen in der derzeitigen Praxis auf sachgerechte Weise erfolgt. 

 

A. Berichtspflicht: 24-Stunden-Regelung 

Entsprechend dem BMJ-Erlass vom 6.11.200956 und dem BMI-Erlass vom 23.4.201057 

sind Misshandlungsvorw¿rfe binnen 24 Stunden mittels Anfallsberichts nach Ä 100 

Abs. 2 Z. 1 StPO an die StA zu berichten.  

Seitens der befragten Kriminalbeamten wird diese Frist hinsichtlich ihrer Zweckdien-

lichkeit hinterfragt. ĂWenn die 24 Stunden-Frist nicht so dramatisch wªre oder so in 

Stein gemeiÇelt, w¿rde man sich leichter tunñ58. Vorgebracht wird in diesem Zusam-

menhang der Hinweis, dass sich ï trotz der damit verbundenen Arbeitslast ï binnen 

24 Stunden eine zu geringe Informationsbasis lukrieren lªsst. Offenbar werden ent-

sprechende Strategien angewandt, um die 24-Stunden-Frist zu umgehen: Zum einen 

wird die 24-Stunden-Frist extensiv interpretiert. Zum anderen wird auf Berichte nach 

Ä 100 Abs. 3a StPO zur¿ckgegriffen, weil diese durch die Erlªsse nicht ausdr¿cklich 

der 24-Stunden-Regelungen unterworfen wurden.59 ĂUnd da gehe ich auch so weit, 

                                                      
54  Nªher zur Methodik siehe bereits oben Kapitel 2. 
55  Zur Gewªhrleistung der Vertraulichkeit der Gesprªche mit den Experten des BMI, der StA Wien und Salzburg 

sowie der LPD Wien werden diese in der Folge anonymisiert wiedergegeben.  
56  Kapitel VI.F.5. 
57  Kapitel VI.F.7. 
58  Interviewtranskript Nr. 3 LPD Wien 2017 S. 6.  
59  Ä 100 StPO bindet ¿brigens weder den Anfalls- noch den Bericht nach Ä 100 Abs .3a StPO an die 24-Stunden-

Regelung, wenngleich nach Ä 100 Abs. 2 Z. 1 StPO doch sobald zu berichten ist, als die Kriminalpolizei vom 

Straftatverdacht Kenntnis erlangt. 
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dann interpretiere ich die 24 Stunden sehr, sehr extensiv, nªmlich so, wann ich von 

dem Vorwurf Kenntnis erlangt habe, weil jetzt weiÇ ich, der Vorwurf ist im Raum, der 

kommt morgen. Na dann werde ich vielleicht noch die eine halbe Stunde oder die eine 

Stunde oder die 6 Stunden zuwarten. [é] Dann brauche ich mich nicht mit zweimal 

Protokoll belasten, brauche ich nicht zweimal die Staatsanwaltschaft zu belasten, und 

das Ganze hat eine wesentlich bessere Entscheidungsgrundlage.ñ60 

Feststellen lªsst sich auch anhand der stichprobenartig durchgef¿hrten Pr¿fung der 

Ermittlungsakten sowie aus dem Gesprªch mit der StA Wien, dass die 24-Stunden-

Regelung in Wien in der Praxis nicht durchgªngig eingehalten wird.61 Gleichwohl be-

steht insbesondere in medienwirksamen Fªllen ein gewisses Informationsbed¿rfnis 

seitens der StA. ĂDa kommen wir als Staatsanwaltschaft auch in eine blºde Situation, 

uns dann wieder rechtfertigen zum m¿ssen, warum wir nicht schon lªngst etwas getan 

hªtten, wobei wir dann sagen: wir haben nicht einmal noch was davon gewusst!ñ62 

Gleichzeitig wird die Praxis der verzºgerten Berichterstattung wohlwollend zur Kennt-

nis genommen. ĂWenn ich mir denke, bei jedem Misshandlungsvorwurf (seufzt).ñ63 

Die Bedeutsamkeit raschen Agierens in medienwirksamen Fªllen wird auch seitens 

der Kriminalpolizei hervorgehoben. Hier wurde der Eindruck vermittelt, dass die Ursa-

che f¿r Verzºgerungen im Hinblick auf die Bearbeitung von im ºffentlichen Interesse 

stehenden Misshandlungsvorw¿rfen in internen Barrieren der StA liegt. ĂJa, und dann 

haben wir uns erwartet, dass seitens der StA eine Reaktion erfolgt. Die ist nicht ge-

kommen vier, f¿nf Tage. Dann habe ich mir erlaubt, bei der StA anzurufen und habe 

gesagt 'bitteschºn, wer ist der zustªndige StA?' [é] 'Na den Akt kenne ich noch nicht.' 

Da sage ich 'Den haben wir eh geschickt.' [...] 'Aber ich kann es mir nicht anschauen, 

weil ich kann erst hinein, wenn es mein Gruppenleiter freigibt, und das kann ich nicht 

machen, also ich kann auf den Akt nicht zugreifen, obwohl er auf mich eingeteilt ist.ñ64  

                                                      
60  Interviewtranskript Nr. 3 LPD Wien 2017 S. 5 f. 
61  Verzºgerungen in der Berichterstattung wurden seitens des Vertreters der StA Salzburg nicht wahrgenommen. 
62  Interviewtranskript Nr. 2 StA Wien 2017 S. 4.  
63  Interviewtranskript Nr. 2 StA Wien 2017 S. 3. 
64  Interviewtranskript Nr. 3 LPD Wien 2017 S. 7. 
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B. Doppelt gef¿hrte Verfahren  

Bereits im Zuge der Aktenerhebung lieÇen sich mehrere staatsanwaltschaftliche Er-

mittlungsverfahren identifizieren, welche unabhªngig voneinander identische Sachver-

halte behandelten.65 Zur¿ckf¿hren lªsst sich dieser Umstand z.T. auf die unterschied-

lichen Berichtspflichten nach dem BMI-Erlass ¿ber Zwangsmittelanwendungen66 so-

wie dem Erlass ¿ber Misshandlungsvorw¿rfe gegen Organe der Sicherheitsbehºrden 

und Strafvollzugsbediensteten67. Diese kºnnen ĂDoppelmeldungenñ verursachen, die 

in weiterer Folge zu mehrfachen Ermittlungsverfahren wegen desselben Sachverhal-

tes f¿hren kºnnen. Bei der StA Wien ist man sich dieser Problematik durchaus bewusst 

und um einen entsprechenden Abgleich bem¿ht. ĂDas ist leider ungut aber ich weiÇ 

nicht, wie man es anders lºsen kann.ñ68 

 

C. Dokumentation von Hautrºtungen  

Aus der Aktenanalyse69 ergab sich, dass eine Diskrepanz zwischen den dienstlich 

wahrgenommenen und den ªrztlich festgestellten Hautrºtungen besteht. Dies bestª-

tigte sich auch im Gesprªch mit dem Polizeiªrztlichen Dienst. ĂJa es gibt im Erlass 

oder in der Dienstweisung steht eben wortwºrtlich drinnen, dass geringf¿gige Folgen 

einer Zwangsmittelanwendung z.B. Rºtungen, Absch¿rfungen nach Verwendung von 

Handfesseln und dergleichen, nicht Gegenstand der Sonderregelungen sind, aber, 

wenn ich sowas sehe dokumentiere ich einfach die Rºtungen an den Handgelenken. 

Aber es ist jetzt in dem Sinn keine Kºrperverletzung [é].ñ70 

In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass der Erlass des BMI betref-

fend Misshandlungsvorw¿rfe71 davon ausgeht, dass Hautrºtungen generell nicht als 

Kºrperverletzungen in Frage kommen. So heiÇt es in der FuÇnote 1 des Erlasses wºrt-

lich: ĂAls Verletzungen sind grundsªtzlich Substanzbeeintrªchtigungen sowie nicht 

ganz unerhebliche Eingriffe in die kºrperliche Integritªt z.B. Hautabsch¿rfungen, 

                                                      
65  Dazu schon oben Kapitel III.A. 
66  BMI-OA 1370/0002-II/1/b/2009 Erlass des BMI vom 1.12.2009 ¿ber Zwangsmittelanwendungen; 

Dokumentation, Sachverhaltserhebung und Beurteilung; Neufassung des Erlasses vom 18.12.2007, BMI-OA 

1370/0001-II/1b/2007. 
67  Kapitel VI.F.5. 
68  Interviewtranskript Nr. 2 StA Wien 2017 S. 5. 
69  Kapitel III.I. 
70  Interviewtranskript Nr. 6 LPD Wien 2018 S. 3. 
71  BMI-OA1000/0047-II/1/b/2010, Kapitel VI.F.7. 
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Schwellungen, Verrenkungen, Prellungen u.dgl. ï nicht bloÇe Hautrºtungen ï anzuse-

hen.ñ 
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V. Empfehlungen 

A.  Frist zur Berichterstattung an die Staatsanwaltschaft 

Die Ergebnisse der qualitativen Datenanalyse ebenso wie die Diskussionen im Work-

shop am 15.1.2018 haben gezeigt, dass die Verpflichtung der Kriminalpolizei, ¿ber 

Misshandlungsvorw¿rfe gegen¿ber Exekutivbeamten binnen 24 Stunden an die StA 

zu berichten, einerseits in der praktischen Handhabung Schwierigkeiten bereitet und 

die diesbez¿glichen Erlassregelungen hinsichtlich ihrer Sinn- und ZweckmªÇigkeit so-

wohl von Seiten der Kriminalpolizei wie auch der StA hinterfragt werden. Als besonders 

problematisch erscheint die Tatsache, dass die Anfallsberichte aufgrund der kurzen 

Frist, die f¿r erste Erhebungen zur Verf¿gung steht, hªufig wenig Substrat aufweisen 

und zeitgleich dennoch eine gewisse Arbeitsbelastung bedeuten, ohne substantiell 

zum Verfahren beizutragen. Auf der anderen Seite besteht unbestrittenermaÇen ein 

Bed¿rfnis der StA, unverz¿glich durch die Kriminalpolizei entsprechend informiert zu 

werden, insbesondere wenn es sich um brisante Vorkommnisse wie besonders 

schwere oder bereits medienwirksam gewordene Misshandlungsvorw¿rfe handelt.  

Empfehlung: Aus den genannten Gr¿nden sollte die 24-Stunden-Regelung zur 

Berichterstattung ¿berdacht werden. In Fªllen besonders schwerer oder bereits 

medienwirksam gewordener Misshandlungsvorw¿rfe sollte der StA weiterhin un-

verz¿glich berichtet werden m¿ssen, bei anderen Fªllen sollte eine gewisse Lo-

ckerung der Berichtsfrist ¿berlegt werden.  

F¿r eine solche Lockerung sind verschiedene Modelle denkbar: So kºnnten etwa 

diese brisanten Fªlle mit einer unverz¿glichen Berichterstattung verkn¿pft und 

sonst schlicht die 24-Stunden auf eine 48- oder maximal 72-Stunden-Frist aus-

gedehnt werden. Es wªre aber beispielsweise auch denkbar, eine R¿ckkoppe-

lung an Ä 100 Abs. 2 Z. 1 StPO durchzuf¿hren und es bei der allgemeinen Ver-

pflichtung zu belassen, dass sobald zu berichten ist, als die Kriminalpolizei Kennt-

nis vom Tatverdacht hat. Lediglich bei den brisanten Fªllen kºnnte der gesetzli-

che Begriff Ăsobaldñ prªzisiert werden durch Ăjedenfalls aber binnen 24 Stundenñ. 
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B. Sensibilisierung hinsichtlich der Dokumentation von Kontak-

ten zwischen Kriminalpolizei und Staatsanwaltschaft 

Im Zuge eines Experteninterviews72 stellte sich heraus, dass in MS-Verfahren mitunter 

reger (telefonischer) Kontakt zwischen der ermittelnden Kriminalpolizei und der zu-

stªndigen StA herrscht und dass dieser Kontakt offenbar in den meisten Fªllen gut 

funktioniert. In den untersuchten Akten73 fanden sich allerdings nur vereinzelt Hinweise 

auf solch umfassende Kontakte, obwohl sie als f¿r das Verfahren bedeutsame Vor-

gªnge eigentlich ï nicht zuletzt aus Gr¿nden der Nachvollziehbarkeit des Ermittlungs-

verfahrens ï nach Ä 95 StPO in einem Amtsvermerk festzuhalten wªren. 

Empfehlung: Sollte es sich bei der mangelnden Dokumentation um ein struktu-

relles Problem handeln, was anhand der hier durchgef¿hrten Untersuchung nicht 

abschlieÇend beurteilt werden kann, empfiehlt sich sowohl von Seiten des BMI 

als auch von Seiten des BMJ neuerlich auf die Bedeutung der Dokumentation 

hinzuweisen und auf eine entsprechende Handhabung hinzuwirken.  

 

C.  Sensibilisierung hinsichtlich der Kennzeichnung von MS-

Verfahren bei der Staatsanwaltschaft 

Anhand des vom Auftraggeber zur Verf¿gung gestellten Aktenmaterials zeigten sich 

bei den StA Wien und Salzburg UnregelmªÇigkeiten bei der Vergabe von Kennungen 

f¿r Strafsachen gegen Organe der Sicherheitsbehºrden aufgrund von Misshandlungs-

vorw¿rfen. Die ordnungsgemªÇe Setzung der MS-Kennung bildet die Voraussetzung, 

Kenntnis von der Anzahl der im Bundesgebiet gegen die Sicherheitsexekutive erhobe-

nen Misshandlungsvorw¿rfe zu erlangen, und sollte die Anforderungen als Grundlage 

f¿r verlªssliche Ausk¿nfte in Bezug auf nationale und internationale behºrdliche und 

mediale Anfragen erf¿llen. 

Empfehlung: Sollte es sich bei der fehlerhaften Vergabe von Kennungen um ein 

strukturelles Problem handeln, was anhand der hier durchgef¿hrten Untersu-

chung nicht abschlieÇend beurteilt werden kann, empfiehlt sich, neuerlich auf die 

                                                      
72  Interviewtranskript Nr. 3 LPD Wien 2017 S. 9 f. 
73  Zur Unvollstªndigkeit bzw. Vollstªndigkeit der Verfahrensakten siehe oben Kapitel III.A. 
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Bedeutung der Kennungsvergabe hinzuweisen und auf eine entsprechende 

Handhabung hinzuwirken. 

D.  Doppelt gef¿hrte Verfahren  

Wie schon geschildert74 kann es aufgrund von in den verschiedenen Erlªssen vorge-

sehenen parallel laufenden Berichtspflichten dazu kommen, dass zum selben Sach-

verhalt mehrere Verfahren nebeneinander gef¿hrt werden. Abgesehen von der res-

sourcenraubenden Doppelgleisigkeit ist damit auch weder der Rechtsstaatlichkeit 

noch dem Vertrauen in den Rechtsstaat gedient, zumal im Extremfall die Verfahren 

inhaltlich unterschiedlich und damit rechtswiderspr¿chlich enden kºnnten. 

Empfehlung: Zur Vermeidung solcher Doppelgleisigkeiten und damit einherge-

hend mºglicher Rechtsstaatsdefizite wird die diesbez¿gliche Harmonisierung der 

einschlªgigen Erlªsse betreffend Zwangsmittelanwendung einerseits und Miss-

handlungsvorw¿rfe anderseits angeregt. 

 

E. Hautrºtungen  

Im Zuge der Aktenanalyse konnte beobachtet werden, dass Hautrºtungen nicht um-

fassend dokumentiert werden. Im Rahmen der polizeiamtsªrztlichen Untersuchung 

wurden sie vereinzelt in Verletzungsprotokollen angef¿hrt. Andere Hautrºtungen wa-

ren aufgrund einer Erwªhnung im Einsatzbericht der Exekutivbeamten i.Z.m. der An-

legung von Handfesseln oder in einem separaten Aktenvermerk hinsichtlich erhobener 

Misshandlungsvorw¿rfe ersichtlich. Mangels allumfassender Dokumentation lieÇ sich 

nicht feststellen, in wie vielen Fªllen Hautrºtungen tatsªchlich auftraten. Der Umgang 

mit Hautrºtungen erscheint in der Praxis insgesamt uneinheitlich. 

Der Erlass des BMI betreffend Misshandlungsvorw¿rfe75 geht davon aus, dass Hautrº-

tungen generell nicht als Kºrperverletzungen in Frage kommen. So heiÇt es in der 

FuÇnote 1 des Erlasses wºrtlich: ĂAls Verletzungen sind grundsªtzlich Substanzbeein-

trªchtigungen sowie nicht ganz unerhebliche Eingriffe in die kºrperliche Integritªt z.B. 

Hautabsch¿rfungen, Schwellungen, Verrenkungen, Prellungen u.dgl. ï nicht bloÇe 

Hautrºtungen ï anzusehen.ñ 

                                                      
74  Siehe dazu eben oben in Kapitel IV.B. 
75  BMI-OA1000/0047-II/1/b/2010, Kapitel VI.F.7. 
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Es wird darauf hingewiesen, dass die Einschªtzung, dass Hautrºtungen nie als Kºr-

perverletzung nach Ä 83 StGB in Frage kommen, nicht im Einklang mit der hºchstge-

richtlichen Judikatur steht. Vielmehr ist nach der Rechtsprechung des OGH f¿r das 

Vorliegen bzw. Nichtvorliegen einer Kºrperverletzung auf die Dauer der Rºtung abzu-

stellen; lediglich ganz kurzfristige Rºtungen wurden bislang nicht als Kºrperverletzung 

gewertet. So reichte etwa eine Rºtung der Haut, die nach ein bis zwei Stunden nicht 

mehr wahrnehmbar war, nicht f¿r die Annahme einer Kºrperverletzung aus.76 Der Um-

stand, die Dauer der Rºtung als entscheidenden Faktor f¿r die Bejahung einer Kºrper-

verletzung heranzuziehen, hat sich bis in die aktuelle hºchstgerichtliche Judikatur er-

halten.77  

Empfehlung: Um der hºchstgerichtlichen Judikatur Rechnung zu tragen, sollten 

Hautrºtungen in den einschlªgigen Erlªssen ebenso wie in den praktischen Er-

mittlungen nicht kategorisch als Kºrperverletzung i.S.d. Ä 83 StGB ï oder als Hin-

weis auf ebendiese ï ausgeschlossen werden. Vielmehr ist in Erinnerung zu ru-

fen, dass es auf die Dauer der Hautrºtung (und damit verbunden nat¿rlich auf die 

entsprechende Dokumentation) ankommt. 

 

F. Reihenfolge der Vernehmung 

Im Zuge der Durchsicht der einschlªgigen Erlªsse wurde festgestellt, dass bei der Er-

mittlung durch die Kriminalpolizei folgende Handlungsanweisung gegeben wird: 

ĂDie Reihenfolge der Vernehmung ist nach Lage des Falls grundsätzlich so zu 

gestalten, dass jeder Anschein einer bevorzugten Behandlung beschuldigter Or-

gane der Behörden vermieden wird.ò78 

Die Formulierung, dass die Reihenfolge grundsªtzlich so zu gestalten ist, ist mehrdeu-

tig. Man kºnnte nªmlich dem Wort grundsªtzlich nicht nur die Bedeutung generell zu-

messen, sondern die Wendung auch so verstehen, dass im Normalfall keine Bevorzu-

gung stattzufinden hat, im Ausnahmefall aber schon.  

                                                      
76  EvBl 1974/227. 
77  Siehe dazu nur EvBl 1988/70 sowie 12 Os 115/13y. I.d.S. auch die h.L. siehe ua Birklbauer/Hilf/Tipold, BT I4 

Ä 83 Rz 7; Bertel/Schwaighofer/Venier, BT I13 Ä 83 Rz 2; Fuchs/Reindl-Krauskopf, BT I5 29; 

Leukauf/Steininger/Nimmervoll, StGB4 Ä 83 Rz 6; Tipold PK-StGB Ä 83 Rz 6. 
78  BMI-Erlass vom 23.4.2010 BMI-OA1000/0047-II/1/b/2010 S.4 und BMJ-Erlass vom 6.11.2009 BMJ-

L880.014/0010-II 3/2009 S.4. 
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Empfehlung: Die Mºglichkeit einer solchen ï von den Erlassgebern offensicht-

lich nicht intendierten ï Interpretation sollte durch die Streichung des Wortes 

Ăgrundsªtzlichñ in den entsprechenden Erlassregelungen verhindert werden. Ein 

inhaltlicher Regelungsverlust ist dadurch nicht zu bef¿rchten. Denn ist eine an-

dere Reihenfolge der Vernehmungen aus sachlichen Gr¿nden geboten, liegt da-

rin ohnehin keine Bevorzugung des beschuldigten Organs, die man dann aus-

nahmsweise erlauben m¿sste, sondern ein sachgerechtes Vorgehen der ermit-

telnden Beamten. 
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VI. Anhang 

A. Auswertung Verfahrensautomation Justiz 

1. Anfall §§ 83 i.V.m. 313 StGB pro Fall 

 

Quelle: BMJ 2017 

 

2. Anfall § 312 StGB pro Fall  

 

 

Quelle: BMJ 2017 
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B. Nicht erhobene Akten  

Um die Studie zeitgerecht fertigzustellen, konnte das Eintreffen folgender Akten nicht 

abgewartet werden:  

 

1 StA Salzburg 111 UT 37/15 

2 StA Salzburg 20 St 227/15 

3 StA Wien  16 St 284/14 

4 StA Wien  22 St 14/14 

5 StA Wien  27 St 10/15 

6 StA Wien  30 St 297/12 

7 StA Wien  34 UT 62/12 

8 StA Wien  35 St 335/13 

9 StA Wien  37 St 416/13 

10 StA Wien  42 St 83/14 

11 StA Wien  8 UT 226/2013 

 

C. Erhebungskriterien 

¶ Aktenkennzahl 

¶ Verfahrensstand 

¶ Angaben zur beschwerdeführenden Person 

- Geschlecht 

- Geburtsdatum 

- Staatsbürgerschaft 

- Beruf 

¶ Angaben zum beschuldigten Exekutivbeamten/zur beschuldigten Exekutivbeamtin 

- Geschlecht 

- Geburtsdatum 

- Dienstgrad 

- Polizeidienststelle 

¶ Grund des polizeilichen Einschreitens 

- Strafrechtlich relevanter Sachverhalt (Angabe des strafrechtlichen Delikts) 

- Verwaltungsübertretung (Angaben der Verwaltungsmaterie) 

- Suchtmittelrelevanter Sachverhalt 

- Fremdenrechtlich relevanter Sachverhalt 

- Verkehrskontrolle 
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- Identitätsfeststellung 

- Razzia 

- Demonstration 

- Großveranstaltung (z.B. Fußball, Konzert, Staatsbesuch) 

- Streitschlichtung 

- Wegweisung/Betretungsverbot 

- Sonstiges 

¶ Art des Misshandlungsvorwurfes  

- Beschimpfung/rassistische Bezeichnung 

- Bedrohung  

- Einsatz von Körperkraft (Angabe der Art des Körperkrafteinsatzes) 

- Fixierung 

- Handfesseln (Anlegen bzw. zu enges Anlegen) 

- Waffengebrauch (Angabe der Art des Waffengebrauchs) 

- Sonstiges 

¶ Angaben zum Zeitpunkt/Ort des Vorfalls 

- Datum  

- Uhrzeit: Vormittag/Nachmittag/Abend/Nacht 

- Ort: Postleitzahl 

¶ Nähere Umstände der behaupteten Misshandlung 

- Zeitpunkt der vorgeworfenen Misshandlung 

- Zeitpunkt der Äußerung des Misshandlungsvorwurfes 

¶ Angaben betreffend allfälliger Verletzungen der Beschwerdeführer 

- Verletzungsnachweis: verifizierte Verletzung/nicht verifizierte 

Verletzung/Sonstiges 

- Schweregrad: leichte/schwere Körperverletzung 

¶ Angaben zu psychischen Auffälligkeiten/Alkoholeinfluss der Beschwerdeführer  

¶ Angaben betreffend allfällige Verletzungen der Exekutivbeamten  

- Verletzungsnachweis: verifizierte Verletzung/nicht verifizierte 

Verletzung/Sonstiges 

- Schweregrad: leichte/schwere Körperverletzung 

¶ Angaben zur Untersuchung des Misshandlungsvorwurfs 

- Ermittelnde Polizeibehörde 
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> RBE 

> betreffende Dienststelle selbst 

> vorgesetzte/andere Dienststelle 

- Beweismittel 

> Opfereinvernahme der Beschwerdeführer + Datum 

> Beschuldigtenvernehmung der Exekutivbeamten + Datum 

> Zeugeneinvernahmen: mitanwesende Exekutivbeamte/sonstige Zeugen 

> Ärztliches Gutachten 

> Fotografische Dokumentation 

> Sonstiges 

¶ Angaben zum Vorgehen der StA 

- Angaben zur Erteilung von Ermittlungsaufträgen 

- Angaben zur Art der Ermittlungsaufträge 

> Beschuldigtenvernehmung 

> Opfervernehmung 

> Ärztliches Gutachten 

> Sonstiges  

- Art der Entscheidung der StA 

> Absehen von der Einleitung eines Ermittlungsverfahrens 

> Abbruch des Ermittlungsverfahrens 

> Einstellung des Ermittlungsverfahrens gemäß § 190 Z. 1 StPO/§ 190 Z. 2 

StPO 

> Diversionelle Erledigung 

> Strafantrag 

> Sonstiges  

- Datum der Entscheidung der StA 

- Begründung der Entscheidung der StA 

¶ Art der Entscheidung des Gerichts im Falle einer Anklageerhebung 

- Freispruch 

- Verurteilung: Strafart/Strafhöhe 

- Entscheidungsdatum 

- Entscheidungsbegründung 

¶ Sonstiges: 

- Verfahren vor dem UVS/VwG ersichtlich? 
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- Verleumdungsanzeige ersichtlich? 

- Anzeige wegen Widerstandes gegen die Staatsgewalt ersichtlich? 

 

D. Aussonderung aus der statistischen Auswertung  

1. MJB-Akten 

1 MJB-Akt 1 St 124/15f 

2 MJB-Akt 6 UT 202/13k 

3 MJB-Akt 11 St 347/15y1 

4 MJB-Akt 22 UT 8/12x 

5 MJB-Akt 21 UT 8/14t 

6 MJB-Akt 9 St 239/14z 

7 MJB-Akt 11 St 149/15f 

8 MJB-Akt 11 St 347/15y2 

9 MJB-Akt 24 St 281/14m 

10 MJB-Akt 23 UT 21/15w 

11 MJB-Akt 24 St 159/14w 

12 MJB-Akt 26 St 71/15w 

13 MJB-Akt 30 St 429/12t 

14 MJB-Akt 15 St 177/15b 

15 MJB-Akt 8 UT 141/15g 

16 MJB-Akt 6 St 492/15k 

17 MJB-Akt 6 St 421/13s 

18 MJB-Akt 8 UT 139/13k 

19 MJB-Akt 9 St 477/15a 

20 MJB-Akt 13 St 280/15k 

21 MJB-Akt 13 St 192/15v 

22 MJB-Akt 45 UT 124/14b 

23 MJB-Akt 45 UT 89/14f 

24 MJB-Akt 49 St 2/16v 

25 MJB-Akt 43 St 264/12y 

26 MJB-Akt 32 UT 53/15t 

27 MJB-Akt 47 UT 105/14y 

28 MJB-Akt 56 St 251/12g 

29 MJB-Akt 57 St 227/12k 

30 MJB-Akt 51 St 8/15i 

31 MJB-Akt 33 St 92/14h3 

32 MJB-Akt 55 St 59/14t 

33 MJB-Akt 35 St 248/14w 

34 MJB-Akt 36 UT 123/15s 

35 MJB-Akt 39 St 511/15x 

36 MJB-Akt 33 St 92/14h4 

37 MJB-Akt 35 St 116/14b 

38 MJB-Akt 35 St 300/12h 

39 MJB-Akt 37 St 122/15a 

                                                      
1  Zu Akt 11 St 347/15 y wurden zwei getrennte Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl angelegt. 
2  Zu Akt 11 St 347/15 y wurden zwei getrennte Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl angelegt. 
3  Zu Akt 33 St 92/14h wurden zwei getrennte Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl angelegt. 
4  Zu Akt 33 St 92/14h wurden zwei getrennte Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl angelegt. 
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40 MJB-Akt 38 UT 69/15i 

41 MJB-Akt 413 St 138/14t 

42 MJB-Akt 39 St 329/14f 

43 MJB-Akt 8 St 78/15t 

44 MJB-Akt 39 St 333/15w 

45 MJB-Akt 707 St 5/12t 

46 MJB-Akt 403 UT 399/12y 

47 MJB-Akt 14 St 291/14h 

48 MJB-Akt 14 St 168/14w 

49 MJB-Akt 8 St 521/13m 

50 MJB-Akt 402 St 142/15a 

51 MJB-Akt 8 St 433/13w 

52 MJB-Akt 404 St 179/14f (=404 St 10/14b) 

53 MJB-Akt 17 St 64/15m 

54 MJB-Akt 409 St 333/13p 

55 MJB-Akt 15 St 128/15h 

56 MJB-Akt 17 St 168/13b 

57 MJB-Akt 10 St 107/14g 

58 MJB-Akt 14 St 4/14i 

59 MJB-Akt 4 St 142/14k 

60 MJB-Akt 16 St 193/15z 

61 MJB-Akt 34 St 120/13g 

62 MJB-Akt 26 St 420/12i 

 

2. Verfahren mit Auslandsbezug 

1 Auslandssachverhalt 45 St 319/14d SV im Ausland + auslªndischer 
Beschuldigter (Georgien I) 

2 Auslandssachverhalt 5 St 14/14v SV im Ausland (Mazedonien) 

3 Auslandssachverhalt 306 St 30/13x SV im Ausland + auslªndischer 
Beschuldigter (Georgien II) 

 

3. Abgetretene Verfahren (§§ 26, 28 StPO) 

1 Abtretung an StA Linz 11 St 121/15z Ä 28 StPO: Zustªndigkeit 

2 Abtretung an StA St. Pºlten 1 St 4/13f Ä 26 StPO: Zusammenhang 

3 Abtretung an StA Krems  11 St 63/14g Ä 26 StPO: Zusammenhang 

4 Abtretung an StA Graz 5 St 276/12h Ä 26 StPO: Zusammenhang 

5 Abtretung an StA Korneu-
burg 

52 UT 133/14b Ä 28 StPO: Zustªndigkeit 

6 Abtretung an StA Eisenstadt  5 St 63/15i Ä 28 StPO:  Zustªndigkeit 

7 Abtretung an StA Eisenstadt  39 St 162/14x Ä 28 StPO:  Zustªndigkeit 

8 Abtretung an StA St. Pºlten 405 St 476/15s Ä 28 StPO:  Zustªndigkeit 

 

4. Akten mit falscher MS-Kennung 

1 Falsche MS-Kennung 24 St 266/11a Keine Beteiligung von EB an SV ï 
Rauferei zwischen Zivilisten 

2 Falsche MS-Kennung  10 St 39/13f Lehrer wird beschuldigt, einen Sch¿ler 
geschlagen zu haben 

3 Falsche MS-Kennung  8 St 12/12v ASFINAG: Beleihung 
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4 Falsche MS-Kennung  42 St 15/15b Keine Beteiligung von EB  

5 Falsche MS-Kennung 412 UT 84/12s Keine Beteiligung von EB 

 

5. Vorwurf des Amtsmissbrauchs 

1 Teilaussonderung aus 15 St 178/15z Vorwurf der Vertuschung gegen¿ber 
Exekutivbeamten 

2 Teilaussonderung aus   6 St 374/13d Vorwurf der unfreundlichen Behandlung 
und des Verweises aus der Dienststelle 
gegen¿ber Exekutivbeamten 

3 Teilaussonderung aus 55 St 226/12y Vorwurf des Hausfriedensbruchs 
gegen¿ber Exekutivbeamten  

4 Teilaussonderung aus 39 St 182/16s Vorwurf der ¿blen Nachrede gegen¿ber 
einem Exekutivbeamten 

5 Teilaussonderung aus 404 St 93/15k Sonstiges (Verweigerung der 
Anzeigenaufnahme des MS-Vorwurfes) 

 

6. Polizeiinterne MS-Akten 

1 Polizeiinterner SV 57 BAZ 22/15d Einsatztraining I 

2 Polizeiinterner SV 16 St 89/12a Vorwurf der sexuellen Belªstigung, 
erhoben von einer Exekutivbeamtin 
gegen¿ber einem Exekutivbeamten 

3 Polizeiinterner SV 
Teilaussonderung 

5 St 68/14k Einsatztraining II 

 

7. Doppelt geführte MS-Verfahren mit gleicher Aktenkennzahl   

1 11 St 97/13f 
 

Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

2 26 St 31/15p 
 

Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

3 33 UT 70/12w 
 

Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

4 35 St 275/14k 
 

Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

5 36 St 243/13k 
 

Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

6 41 St 2/15h Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

7 52 UT 72/13f 
 

Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

8 44 St 403/15a 
 

Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

9 36 UT 13/12k Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

10 35 St 202/14z Zwei Ermittlungsakten mit derselben Kennzahl betreffend identi-
schen Sachverhalt 

 



 

 
71 

8. Doppelt geführte MS-Verfahren mit unterschiedlicher Aktenkennzahl  

1 Identischer SV 5 St 97/13y 106 UT 24/13f 

2 Identischer SV 203 St 67/13f 40 St 17/14f 

3 Identischer SV 2 St 23/14h 53 St 68/14a 

4 Identischer SV 18 St 59/12d 10 St 103/12s5 

5 Identischer SV 7 St 131/12m6 19 St 143/12i 

6 Identischer SV 22 St 122/13p 22 St 122/12p 

7 Teilidentischer SV 16 St 114/13t 16 St 322/ 13f 

 

9. (Teilweise) Verfahrenstrennungen unter Aktenneubildung 

1 Abtrennung aus 8 St 240/14i und ¦berf¿hrung in Akt 8 St 353/14g 

2 Teilabtrennung aus Akt 51 St 4/15a und ¦berf¿hrung in Akten 51 St 16/16t 

3 Teilabtrennung aus Akt 51 St 4/15a und ¦berf¿hrung in Akten 51 St 17/16i 

 

10. Nicht rekonstruierbarer Akt 

1 Teilaussonderung aus 27 St 185/15t Nicht rekonstruierbarer Sachverhalt 

 

11. MS-Akten der Jahre 2016 

1 51 St 16/16t 

2 51 St 17/16i 

3 8 St 5/16h 

4 37 St 22/16x 

5 39 St 182/16s 

6 40 St 24/16p 

7 62 St 55/16h 

8 409 St 78/16t 

9 51 UT 1/16m7 

10 55 St 21/16g 

11 51 UT 1/16m8 

12 48 St 17/16t 

13 50 St 17/16g 

14 45 St 102/16w 

15 45 UT 8/16x 

16 46 St 2/16x 

17 16 St 5/16t 

18 24 UT 25/16t 

 

                                                      
5  Einstellung des Verfahrens wegen entschiedener Sache.  
6  Einstellung des Verfahrens wegen entschiedener Sache. 
7  Zu Akt 51 UT 1/16m wurden zwei getrennte Ermittlungsakten mit derselben Aktenkennzahl angelegt. 
8  Zu Akt 51 UT 1/16m wurden zwei getrennte Ermittlungsakten mit derselben Aktenkennzahl angelegt. 






















































